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3. Grenz-Demo in 
Freilassing 


FREILASSING. Zum dritten Mal wollen 
Akteure der extremen Rechten am 27. 
Februar an der Grenze bei Freilassing 
gegen Flüchtlinge demonstrieren. Unter 
dem Motto „Wir sind die Grenze“ soll 
die Demonstration um 13 Uhr an der 
Martin-Oberndorfer-Straße beginnen. 
Hier sei einer „der Hotspots der Asyl- 
krise in der Bundesrepublik“, so die 
Veranstalter. 

Gefordert wird, die Grenzen zu 
schließen und eine „Remigration der il- 
legalen Einwanderer“ durchzuführen. 
Die Demonstration finde in enger Ko- 
operation mit „WirHelfenBeimGrenz- 
bau“ statt, so die Veranstalter. Zudem 
gebe es „Zusagen von Russlanddeut- 
schen und von in Deutschland lebenden 
Ungarn, Kroaten, Polen und Slowaken“, 
an der Demonstration teilnehmen zu 
wollen. Gemeinsam wolle man für „die 
Union der Europäer — nicht für die Eu- 
ropäische Union — auf die Straße ge- 
hen“. hma U 


„Pro NR 


NRW. Mit Blick auf die Landtagswahl 
im Jahr 2017 will die selbsternannte 
„Bürgerbewegung pro NRW“ ab 14. 
Februar drei „landesweite Aktionstage“ 
durchführen. Allerdings beschränkt 
man sich derzeit auf die Verteilung von 
Flugblättern. 

So sollen „dutzende Aktivisten‘ am 
14. Februar in Mettmann „Flugblätter 
zur Asylthematik verteilen“. Am 21. 
Februar will „Pro NRW“ dann in Ober- 
hausen Flugblätter „insbesondere in der 
Nachbarschaft von Asylbewerberunter- 
künften“ verbreiten. Der 3. Aktionstag 
soll dann am 28. Februar in Dortmund 
stattfinden. 

Für März sind Aktionen in Hagen, 
Gummersbach, Bergneustadt, Neuss, 
Düren, Jülich, Mülheim an der Ruhr, 
Velbert, Heiligenhaus und Ratingen ge- 
plant. hma 


”.Aktionstage 


Aus dem Inhalt: 


NSU-Ausschuss Ba-Wü 
eine kurze Bilanz 


Paris: Verfassungsänderung 
zu Ausnahmezustand 
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Abgeordneter verlässt AfD 
- der Rassismus bleibt 


HAMBURG. Wie die Morgenpost 

gestern berichtete, verlässt der 

Bergedorfer Dr. Ludwig Flocken 
die AfD-Fraktion, bleibt aber Abgeordne- 
ter in der Bürgerschaft. Flocken sei mit 
seinem Austritt einem Rauswurf zuvor ge- 
kommen. Mit Flocken verlässt ein übler 
Hetzer die rechtspopulistische Fraktion. 
Er hatte in den letzten Wochen mit seinen 
rassistischen Anfragen, Reden und Face- 
book-Kommentaren offensichtlich den 
Bogen soweit überspannt, dass es dem 
Image der AfD geschadet hätte, wäre er 
geblieben. Er hatte hauptsächlich gegen 
Muslime und Flüchtlinge, sowie deren 
UnterstützerInnen gehetzt, aber auch den 
Senat offen angegriffen, PolitikerInnen 
anderer Parteien, GewerkschafterInnen 
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und Kirchenvertreter in übelster, polemi- 
scher Weise beschimpft. Diese Äußerun- 
gen blieben bis dato unkommentiert durch 
seine Kollegen, auch durch den noch im- 
mer als „konservativ“ gehandelten Frakti- 
onschef Prof. Jörn Kruse. Flocken gehör- 
te seit März 2015 zu den Unterstützern 
des völkischen Flügels der AfD von Björn 
Höcke (Thüringen). 


Heuchler 


Heuchlerisch ist vor allem die Argumen- 
tation der AfD, man würde Flockens En- 
gagement für die rassistische Pegida-Be- 
wegung nicht teilen und hätte ihn deswe- 
gen ausschließen wollen. Dieses Argu- 
ment kommt erst jetzt, wo der Verfas- 
sungsschutz im Dezember erklärte, dass 
Teile dieser Aufmärsche, u.a. Bärgida in 
Berlin und MVgida aus Mecklenburg- 
Vorpommern — bei beiden sprach Flo- 
cken — durch Rechtsextremisten gesteu- 
ert werden. Flockens erster Auftritt bei 
MVegida fand schon vor einem Jahr im 
Wahlkampf der AfD statt und trug zu sei- 
ner Beliebtheit im Spektrum der extre- 
men Rechten bei. Was damals, als es um 
Stimmen ging, willkommen war, wird 
durch die geheimdienstliche Beobach- 
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tung zum Makel. Flocken hatte vor ei- 
nem Jahr keinen Hehl aus seiner Sympa- 
thie mit Pegida gemacht, zwei seiner Pe- 
gida-Reden auf dem islamfeindlichen 
Blog PI-News dokumentieren lassen, so- 
wie dem Blog dazu ein Interview gege- 
ben. PI-News ist „‚das virtuelle Zentralor- 
gan für islamfeindliche Positionen.“ (VS 
Niedersachsen) Laut eigenen Angaben 
hat Flocken bei mindestens neun Pegida- 
Aufmärschen gesprochen. Seine außer- 
parlamentarischen Aktivitäten waren der 
Fraktion also seit einem Jahr gründlich 
bekannt. 


Rechtsruck 


Seit dem Abgang von Ex-Bundeschef 
Bernd Lucke und mehreren Tausend Mit- 
gliedern, hat es in der 
AfD auf Bundesebene, 
aber auch im Hambur- 
ger Landesverband und 
" der hiesigen Fraktion 
Us ! einen deutlichen 
Rechtsruck gegeben. 
Die parlamentarischen 
Aktivitäten der AfD in der Bürgerschaft 
bestehen größtenteils aus Ressentiments 
gegen Muslime, Geflüchtete und die ak- 
tuelle Flüchtlings- und Integrationspoli- 
tik. Der rechte Flügel der Hamburger 
AfD, zu dem mindestens Ex-Schillianer 
Dirk Nockemann, Burschenschafter Ale- 
xander Wolf, Landeschef Bernd Bau- 
mann und Vize-Landessprecher Julian 
Flak zu rechnen sind, dominiert seit dem 
Parteitag im Oktober 2015 die Partei. 
Prof. Jörn Kruse, der mit gut dotierten 
Bezügen von 8.000 Euro als Fraktions- 
vorsitzender in den USA weilt, dient vor 
allem noch als konservatives Feigen- 
blatt. 

Als Hamburger Bündnis gegen Rechts 
haben wir im vergangenen Jahr mehrfach 
auf die Ausfälle von Ludwig Flocken auf- 
merksam gemacht und auch den Rechts- 
ruck der Hamburger AfD dokumentiert 
(siehe auch Artikel auf Seite 3). Der übel- 
ste Hetzer mag nun gehen — Ressenti- 
ments gegen die schwächsten und schutz- 
bedürftigsten Menschen durch die AfD 
werden leider bleiben. 

Pressemitteilung: Hamburger Bündnis 

gegen Rechts 
www.keine-stimme-den-nazis.org 
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Festerling in Wien 


WIEN/DRESDEN. Die „Pegida“-Aktivistin 
Tatjana Festerling trat am 28. Januar als 
Referentin im Haus der deutschtümelnden 
„Österreichischen Landsmannschaft“ auf. 
Zwei Schülerverbindungen hatten die 
Dresdenerin zu einem Vortrag unter dem 
Motto „Pegida — Aufbruch oder Rander- 
scheinung?“ eingeladen. Vor etwa 60 Per- 
sonen berichtete Festerling u.a. über ihren 
Wahlkampf für das Amt des Dresdner 
Oberbürgermeisters. Die gegenwärtige 
bundesdeutsche Gesellschaft sei durch ei- 
nen „höchst ideologisierten Moralismus“ 
gekennzeichnet und weise  totalitäre 
Merkmale auf, so Festerling. Zudem ver- 
teidigte Festerling den Auftritt des Buch- 
autors Akif Pirincci auf der Dresdner ‚Pe- 
gida“-Kundgebung. hma I 


„2. Wissenskongress” in 
Iserlohn 


ISERLOHN. Am 28.Februar soll in einer 
bislang nicht bekannten, fußläufig nur 5 
Minuten vom Bahnhof entfernt liegen- 
den Halle in Iserlohn der 2. „Alternative 
Wissenskongress“ stattfinden. Unter dem 
Motto „Demokratie in Gefahr. Politik ge- 
gen das Volk?“ sollen auf dem Kongress 
u.a. der rechte Filmemacher Prof. Dr. 
Michael Vogt, Prof. Dr. Karl-Albrecht 
Schachtschneider (ehemals „Bund Freier 
Bürger“), Christoph Hörstel (,Friedens- 
kreis Deutschland“) und Ernst Wolff re- 
ferieren. Der „l. Alternative Wissens- 
kongress“ im März 2015 war von zahl- 
reichen Akteuren aus dem AfD-Spek- 
trum besucht worden. hma I 


Fast 14.000 rechtsextrem 
motivierte Straftaten 2015 


Die Behörden haben im vergangenen 
Jahr nach vorläufigen Zahlen des Bun- 
desinnenministeriums fast 14.000 rechts- 
extrem motivierte Straftaten registriert. 
Das geht aus einer Antwort des Ministe- 
riums auf eine Anfrage der Linken-Bun- 
destagsabgeordneten Petra Pau hervor. 
Allerdings ist noch mit zahlreichen 
Nachmeldungen zu rechnen. 

Unter den bislang 13.846 für 2015 ge- 
meldeten Straftaten von Neonazis sind 
der Statistik zufolge 921 Gewalttaten, da- 
von 612 fremdenfeindlich motiviert. Fast 
700 Menschen wurden durch rechtsex- 
trem motivierte Straftaten verletzt. Insge- 
samt ermittelte die Polizei 7.112 Tatver- 
dächtige. Vorläufige Festnahmen gab es 
194. Ouelle: http://www.migazin.de 

12.2.2016 


126 gesuchte Neonazis 
dauerhaft abgetaucht 


BERLIN. „Über ein Drittel der mit Haft- 
befehl gesuchten Neonazis entzieht sich 
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schon länger als ein Jahr der Festnahme“, 
erklärt die innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, mit 
Blick auf die Antwort der Bundesregie- 
rung auf eine Kleine Anfrage zur Zahl 
der unvollstreckten Haftbefehle gegen 
Rechtsextremisten (BT-Drucksache 
18/7345). Jelpke weiter: „126 von 372 
gesuchten Neonazis werden schon seit 
dem Jahr 2014 oder länger gesucht. Das 
bedeutet, dass es 34 Prozent der Rechts- 
extremisten dauerhaft gelingt, sich der 
Festnahme zu entziehen. Nach 70 Neona- 
zis bzw. 19 Prozent wird gar schon seit 
über zwei Jahren erfolglos gefahndet. An- 
gesichts dieser Zahlen muss man ganz 
genau hinsehen, ob und wie sich die Ge- 
suchten der Festnahme gezielt entziehen 
und ob hier ein Nazi-Untergrund existiert. 

Die Aussagen der Bundesregierung las- 
sen nicht erkennen, dass die Sicherheits- 
behörden das Problem mit der notwendi- 
gen Entschlossenheit angehen. So ver- 
weist sie zwar darauf, dass alle Fälle, die 
älter als ein halbes Jahr sind, ‚einer be- 
sonderen Betrachtung unterzogen‘ wür- 
den, aber eine Auswertung dieser Be- 
trachtung erfolgt nicht. Die Behörden be- 
schränken sich auf eine rein ‚personenbe- 
zogene Einzelfallbetrachtung‘. 

Das klingt wie ein Rückfall in die Zeit, 
in der man Neonazis ausschließlich als 
‚Einzelfälle‘ abgetan hat. Wenn aber weit 
über 100 zum Teil gewalttätige und ver- 
fassungsschutzbekannte Neonazis länger- 
fristig abtauchen, muss man sich das ganz 
genau ansehen. 

Zudem macht es sich die Bundesregie- 
rung zu einfach, wenn sie als Grund für 
den Anstieg der Fallzahlen darauf ver- 
weist, die Erfassung von Rechtsextremis- 
ten erfolge nun intensiver als früher. Da 
stellt sich dann die Frage, warum die Po- 
lizei noch bis vor kurzem davon abgese- 
hen hat, Nazis auch in den einschlägigen 
Datenbanken zu speichern. 

Vor allem aber blendet diese Erklärung 
aus, dass allgemein ein massiver Anstieg 
rechter Straftaten und der rechten Mobili- 
sierung zu beobachten ist.“ Die Antwort 
der Bundesregierung findet sich zum 
Download auf: www.ulla-jelpke.de 

Ulla Jelpke, MdB I 


Mehr extrem rechte 
Veranstaltungen 


Die Zahl rechtsextremer Veranstaltungen 
in Deutschland ist einem Medienbericht 
zufolge stark angestiegen. So habe es im 
vierten Quartal des vergangenen Jahres 
bundesweit 208 Aufmärsche und Kund- 
gebungen gegeben — mehr als doppelt so 
viele wie im Quartal zuvor (95), berich- 
tete Spiegel Online. Der Bericht beruft 
sich auf eine Antwort der Bundesregie- 
rung auf eine Anfrage der Linken-Frakti- 
on im Bundestag. Die Zahl der Teilneh- 


mer solcher Veranstaltungen habe sich 
innerhalb dieser wenigen Monate von 
10.600 sogar mehr als verdreifacht auf 
35.900. Das Bundesinnenministerium 
hatte Spiegel Online zufolge für diese 
Statistik alle Veranstaltungen gezählt, die 
von rechtsextremen Parteien und Grup- 
pierungen wie der NPD, ihrer Jugendor- 
ganisation JN, der Partei „Die Rechte“ 
oder dem „Dritten Weg‘ angemeldet wor- 
den waren. Auch die Aufmärsche von Ka- 
meradschaften seien mit eingeflossen. 

Noch gravierender sei der Trend bei 
Veranstaltungen von radikalen „Pegida“- 
Ablegern. Die Zahl dieser Aufmärsche 
habe sich vom dritten auf das vierte Quar- 
tal 2015 nahezu verdreifacht (26 auf 70), 
die Besucherzahl sogar fast vervierfacht 
(4.100 auf 15.500). 

Insgesamt fanden demnach im vergan- 
genen Jahr 590 Aufmärsche von Neonazi- 
Gruppen oder rechtsextremen „Pegida“- 
Ablegern statt, zu denen insgesamt gut 
100.000 Besucher kamen. Gemeint seien 
etwa die „Gida“-Gruppierungen in Berlin 
(Bärgida), Thüringen (Thügida) oder 
Düsseldorf (Dügida). Die fremdenfeindli- 
che „Pegida“-Bewegung in Dresden ge- 
höre nicht dazu. 

Laut Ulla Jelpke, innenpolitische Spre- 
cherin der Linksfraktion, hat „vor allem 
der völlig unsouveräne Umgang der Bun- 
desregierung mit der sogenannten Flücht- 
lingskrise“ dem „rechten Mob in die Hän- 
de gespielt“. Es sei allerhöchste Zeit für 
ein bundesweites Agieren gegen den Ras- 
sismus und gegen Flüchtlingshetze. „Wir 
brauchen eine schnelle und deutliche An- 
hebung der Mittel für die Programme ge- 
gen Rechtsextremismus — die Bundesre- 
gierung steht hier in der Pflicht“, so Jelp- 
ke. (epd/mig) 

Ouelle: http://www.migazin.de 
8.2.2016 M 
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Rechter und rabiater 


Seit einem Jahr sitzt die AfD in der Hamburger Bürgerschaft 


Dieser Artikel entstand, bevor 

Dr. Ludwig Flocken aus der 

AFD austrat (siehe S. 1). Wir 
dokumentieren ihn trotzdem, da er 
die Politik der AFD im Hamburger Se- 
nat insgesamt beleuchtet. 


Vor einem Jahr, am 15. Februar 2015, 
zog die rechtspopulistische AfD mit 6,1 
Prozent der Stimmen und damit acht Ab- 
geordneten in die Hamburger Bürger- 
schaft ein. Es war der erste Einzug in ein 
westdeutsches Parlament. Die AfD befin- 
det sich laut neusten Umfragen in der 
Hansestadt bei 13 Prozent. Auch im Nor- 
den hat sie längst den Schwenk von der 
euro-feindlichen Rhetorik hin zu wenig 
verbrämten Rassismus vollzogen. An- 
fänglich von einigen Medien noch attes- 
tierte hanseatische Zurückhaltung wurde 
spätestens mit den gestiegenen Flücht- 
lingszahlen seit dem Herbst 2015 durch 
teilweise rabiate Agitation gegen Musli- 
me und ihre UnterstützerInnen ausge- 
wechselt. Ihre Anprangerung von politi- 
schen GegnerInnen hat inzwischen 
Morddrohungen zur Folge. Offen ausge- 
tragene innerparteiliche Streitigkeiten 
werden vermieden, die Reihen wirken 
nach außen hin geschlossen. Der einigen 
Beobachtern immer noch als mahnender, 
konservativ geltende Fraktionsvorsitzen- 
de Prof. Jörn Kruse hat hauptsächlich 
eine Alibi-Funktion und weilt momentan 
in Kalifornien. 


Nach der Wahl 


Schon die Wahl zeigte, dass die AfD vor 
allem wegen Ressentiments der Stimmbe- 
rechtigten gegen MigrantInnen und 
Flüchtlinge gewählt wurde. 33 % der AfD- 
WählerInnen gaben laut Infratest dimap 
an, das unter mehreren Themen das The- 
ma Ausländer/Zuwanderung für sie wahl- 
entscheidend war. Der Ansicht „Hamburg 
hat zu viele Flüchtlinge“ stimmten 23 % 
aller WählerInnen zu, aber 59 % der AfD- 
WählerInnen. Letztere empfanden schon 
damals zu 42 % Flüchtlinge „als Problem 
im Alltag“, gar 73 % hatten Verständnis 
für Pegida. 

Schon vor einem Jahr setzten einige 
Kandidaten auf die rechte Karte. Zwei von 
ihnen wurden dafür belohnt: Alexander 
Wolf und Dr. Ludwig Flocken kandidier- 
ten auf den eigentlich aussichtslosen Plät- 
zen neun und fünfzehn der Landesliste. 
Weil das Hamburger Wahrecht ein Kumu- 
lieren von fünf Stimmen erlaubt, konnten 
entsprechend motivierte WählerInnen die 
beiden sonst unbekannten Kandidaten 
trotzdem in die Bürgerschaft wählen.! 

Um die Frage, ob ein bisschen mehr 
rechter Populismus nicht auch mehr 
Stimmen geholt hätte, brach noch in der 
Wahlnacht in der Bundeszentrale der AfD 


ein Streit aus. Die AfD bediene sowohl 
bürgerliche wie marktliberale bis konser- 
vative Themen, dozierte Frauke Petry. Ihr 
damaliger Co-Sprecher aus der Bundes- 
spitze, Konrad Adam sekundierte in der 
Welt: „Wir haben es in Hamburg mit der 
Marktliberalität vielleicht etwas zu weit 
getrieben.“ Und die Junge Freiheit mo- 
nierte, dass auf Einladung von Vertretern 
des rechtspopulistischen Flügels „offen- 
bar demonstrativ verzichtet wurde.“ 


Streitigkeiten beigelegt 


Zunächst konnten die Differenzen zwi- 
schen dem markt-radikalem Flügel um 
Jörn Kruse und dem rechten Flügel um 
Flocken, Wolf und Dirk Nockemann in 
der Fraktion nicht geschlichtet werden. 
Parallel zu dem Machtkampf auf Bundes- 
ebene wurde auch in Hamburg der Streit 
offen ausgetragen. Das Hamburger 
Abendblatt (HA) schrieb im vergangenen 
Juni: „Es scheint nur noch eine Frage der 
Zeit zu sein, bis die achtköpfige Bürger- 
schaftsfraktion der AfD auseinander 
bricht.“2 Öffentlich kritisierte Fraktions- 
chef Kruse damals, er habe sich für seinen 
Kollegen Dirk Nockemann in der Bürger- 
schaft geschämt. Der Vizechef revan- 
chierte sich durch die Organisierung einer 
Abstimmung hinter dem Rücken seines 
Chefs und drohte „Herr Kruse muss auf- 
passen, dass er die Arbeit der Fraktion 
nicht konterkariert“. Kruses Ehefrau, 
ebenfalls Professorin, trat im Zuge des 
Streites aus der AfD aus; begründet mit der 
Übernahme der Partei durch das rechte La- 
ger, auch hätte es „unklare Abgrenzungen 
zu Mitgliedern der NPD“ gegeben. Frau 
Kruse sollte Recht behalten: Nach dem 
Bundesparteitag der AfD im Juli, als sich 
nach einem gnadenlosen Machtkampf der 
rechte Flügel um Frauke Petry, mit Unter- 
stützung des völkischen Lagers um Björn 
Höcke, durchsetzen konnte, rückte auch 
der Landesverband nach rechts. Jörn Kru- 
se trat jedoch nur als Landesvorsitzender 
zurück und blieb Fraktionschef. Obwohl er 
der einzige Abgeordnete war, welcher den 
„Weckruf“ von Bernd Lucke zur Mäßi- 
gung der AfD unterzeichnet hatte, schloss 
er sich nicht dessen neuer Partei Alfa an. 
Wohl auch, weil ihm klar war, dass ein 
Landesverband chancenlos bleiben würde 
— er gründete sich denn auch erst im Janu- 
ar dieses Jahres. 

Stattdessen schloss Kruse nach außen 
hin Frieden mit den rechten Fraktionskol- 
legen und glänzt seit Anfang des Jahres 
durch dreimonatige Abwesenheit, da er 
mit seiner Frau in Stanford/Kalifornien 
weilt. 


Der Höcke von Hamburg 


Ähnlich wie der thüringische Chef Höcke, 
bedient sich Ludwig Flocken einer rabia- 


ten, rassistischen Sprache, die oftmals mit 
Begriffen und Vergleichen zum histori- 
schen Nationalsozialismus spielt. Er ist 
der einzige Hamburger Abgeordnete wel- 
cher den so genannten Flügel unterstützt 
und die „Erfurter Resolution“, initiiert von 
Höcke, im März 2015 unterzeichnete. Auf 
die Frage, „Weshalb unterstützen Sie die 
“Erfurter Resolution‘?“, führt er als Be- 
gründung an, dass er sich als „islamkri- 
tisch“ und Unterstützer der fremdenfeind- 
lichen Pegida verstehe, er kritisiere „die 
politische Korrektheit“ und die transatlan- 
tische Orientierung der Außenpolitik. 
Während andere AfD-Politiker vor einem 
Jahr noch ein ambivalentes Verhältnis zu 
Pegida hatten, sprach Flocken schon wäh- 
rend des Wahlkampfes 2015 bei MVgida 
in Schwerin, später bei Bärgida in Berlin 
und insgesamt nach eigenen Angaben 
mindestens neun Mal bei verschiedenen 
Gida-Bewegungen. Laut Verfassungs- 
schutz sind MVgida und Bärgida rechts- 
extremistisch dominiert. Flocken scheint 
dieses nicht zu stören, sein außerparla- 
mentarisches Engagement, bei dem er Mi- 
nisterin Manuela Schwesig in die Nähe 
von Adolf Hitler rückte, rechtfertigte er 
ausdrücklich in einem Interview für den 
rechten Hetzblog PI-News (Politically In- 
correct). Auf einer Tagung des niedersäch- 
sischen Verfassungsschutzes im April 
2015 wurde PI-News, zum „virtuellen 
Zentralorgan für islamfeindliche Positio- 
nen“ erklärt. 

Doch nicht nur außerparlamentarisch, 
sondern auch in der Bürgerschaft poltert 
Flocken gegen den Islam. Dies beginnt 
schon mit der Sprache. Statt die Selbstbe- 
zeichnungen Islam und Muslime zu be- 
nutzen, spricht Flocken gerne von Mo- 
hammedanern und Mohammedanismus, 
Bezeichnungen, welche Gläubige als 
Blasphemie ansehen, weil sie Gott und 
nicht seinen Propheten anbeten. Während 
einer Bürgerschaftsrede vom 14. Oktober 
2015 wurde Flocken mehrmals wegen sei- 
ner Äußerungen von der Vize-Bürger- 
schaftspräsidentin ermahnt. Er hatte pau- 
schal den Islam als sehr gewalttätige und 
sehr intolerante Ideologie bezeichnet, 
„welche sich als Religion tarnt.“ Flocken 
hetzte: „Unterdrückung und Missbrauch 
von Frauen und Kindern, Verfolgung und 
Ermordung von Christen und Abtrünni- 
gen, sind im Koran vorgeschrieben“ und 
würden durch gläubige Muslime bis heute 
tradiert. Ausnahmen macht Flocken nicht: 
„Es gibt keinen moderaten Islam“, war die 
Quintessenz, welche er dem entsetzten 
Parlament präsentierte. Doch Flocken 
drehte weiter auf: In einer Rede Anfang 
Dezember die sich angeblich der „Trau- 
matherapie von Flüchtlingen“ widmete, 
sprach Flocken weder von Mohammeda- 
nern noch muslimischen Ländern, son- 
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dern benutzte an den entsprechenden 
Stellen die Wörter Faschisten, Faschis- 
mus, faschistische Länder und warnte vor 
einer „faschistischen Invasion“, die 
Deutschland drohe. Die „wirre Welt des 
Dr. Flocken“ wie die taz titelte, macht 
auch bei der Bundeskanzlerin oder beim 
Hamburger Senat keine Ausnahme. Da 
für Angela Merkel kein psychiatrisches 
Gutachten vorläge, versuchte sich der 
promovierte Arzt tatsächlich per google 
zu informieren und kam zum Schluss, die 
Kanzlerin als „geisteskrank“ zu diagnos- 
tizieren sei „fast schon Mainstream“. 
Dem Hamburger Senat warf er in einer 
Anfrage vom 8. Januar 2016 den „logi- 
schen Vorwurf eines Staatsversagens“ 
vor, sollte dieser nicht ein „gesamteuro- 
päisches Konzept gegen die rassistische 
Bedrohung Europas“ entwerfen. Wohl 
gemerkt, mit rassistischer Bedrohung wa- 
ren nicht die über 1.000 Übergriffe auf 
Flüchtlinge und ihre Unterkünfte alleine 
2015 in Deutschland gemeint, sondern 
„rassistische Ausschreitungen ... einge- 
drungener Ethnien“, welche in der Syl- 
vesternacht in verschiedenen Städten die 
Deutschen, ihre Kultur, Deutschland und 
Europa gezielt erniedrigt hätten. Ein 
NPD-Abgeordneter hätte es nicht besser 
ausdrücken können. 


Hetze bis hin zu Morddrohungen 


Vor einem Jahr sah sich der Ex-Schillia- 
ner Dirk Nockemann laut Bergedorfer 
Zeitung noch bemüßigt, sich von den 
MVegida-Aktivitäten Flockens zu distan- 
zieren. Aktuell sind Rufe nach Mäßigung 
von den Fraktionskollegen nicht mehr zu 
erwarten. Während Flocken die offen an- 
timuslimische, flüchtlingsfeindliche Kar- 
te spielt und einen unversöhnlichen Kul- 
turkampf herbei redet, verbrämen andere 
Abgeordnete wie Nockemann und Wolf 
ihre Ressentiments mit sicherheitspoliti- 
schen Aspekten. Wenn sie zum Beispiel 
fragen, ob Flüchtlinge die Erlaubnis hät- 
ten „schwarz“ zu fahren, wissen wollen, 
ob die Behörden Anweisungen gegeben 
hätten, Ladendiebstähle nicht anzuzei- 
gen, insinuieren, es gäbe zu wenig Kon- 
trolle salafistischer Moscheen oder eine 
angebliche Verheimlichung von Strafta- 
ten durch MigrantInnen. Dabei lässt Ex- 
Innensenator Nockemann auf seiner Fa- 
cebookseite erkennen, dass er es mit dem 
Rechtsstaat selbst nicht so genau nimmt. 
Nockemann gefällt eine Organisation mit 
dem Namen „Widerstand Deutschland“ — 
eine der vielen Grüppchen im Umfeld 
der Pegida-Bewegung, welche im Mai 
2015 „Lügenpresse auf die Fresse“ ver- 
kündete. Schon im Wahlkampf ließ der 
Innenpolitiker der AfD wenig Distanz 
zur extremen Rechten erkennen. Laut 
NDR und taz hatte Nockemann via Face- 
book „Freundschaften geknüpft mit Ver- 
tretern des ganz rechten politischen Ran- 
des“, darunter Aktivisten die vom Verfas- 
sungsschutz beobachtet werden.? 
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Nicht „Lügenpresse auf die Fresse‘, 
dafür aber Mord- und Vergewaltigungs- 
drohungen gegenüber einer Abgeordne- 
ten der Grünen, waren die Reaktion auf 
eine gezielte Veröffentlichung der AfD- 
Fraktion auf ihrer Facebookseite im No- 
vember. Unter dem Titel „Grünen-Politi- 
kerin lässt die Maske fallen“, hatte die 
AfD eine Rede von Stefanie von Berg — 
eine multikulturelle Zukunftsvision — an- 
geprangert. Danach verbreitete sich die 
Rede lawinenartig im Netz und mit ihr 
tausende hasserfüllter Kommentare, 
Mails und Drohanrufe gegen die Abge- 
ordnete.* Wegen des Facebook-Prangers 
verwies Kruse in der Auseinandersetzung 
auf den IT-Berater seiner Fraktion, Tors- 
ten Uhrhammer. Dieser schreibt auch für 
die Junge Freiheit und die neurechte Zeit- 
schrift Sezession. Die Schillpartei musste 
Uhrhammer 2001 noch verlassen, als ein 
früheres Engagement bei der DVU be- 
kannt wurde, bei der AfD sitzt er nun auf 
einem entscheidenden Propagandaposten. 


Rechtsruck auch im Landesverband 


Bei dem Landsparteitag Anfang Oktober 
traten Jörn Kruse vom Parteivorsitz, so- 
wie Schatzmeister Walter Strack und 
Schriftführer Detlef Ehlebracht zurück, 
alle drei wegen des Rechtsrucks auf Bun- 
desebene. Neuer Landesvorsitzender 
wurde Bernd Bauman, nachdem er beim 
Parteitag eine ressentiment-geladene 
Rede gegen Flüchtlinge gehalten hatte.> 
Zu Stellvertretern wurden der Abgeord- 
nete Joachim Körner und der Hardliner 
Alexander Wolf gewählt. Wolf ist Alter 
Herr der Burschenschaft Danubia aus 
München, deren aktive Studenten vom 
Verfassungsschutz beobachtet werden. In 
der Selbstdarstellung von Wolfs schla- 
gender Studentenverbindung heißt es, 
man bekenne sich „zur deutschen Kultur- 
und Volksgemeinschaft“. Volksgemein- 
schaft, dieser Zentralbegriff nationalso- 
zialistischer Ideologie wird heute nur 
noch von der NPD als Ideal gepflegt. 
Wolf scheint mit ähnlichen Begriffen kei- 
ne Probleme zu haben, auf dem Parteitag 
rechtfertigte er ausdrücklich seine Aus- 
drucksweise „Asylindustrie“, ebenfalls 
ein Unwort der extremen Rechten. Zum 
Landessprecher wurde der Parteirechte 
Julian Flak gewählt. Ähnlich wie Flocken 
agitiertt Flak in den letzten Monaten 
hauptsächlich gegen den Islam und 
Flüchtlinge, spricht von „rückständigen 
Kulturkreisen‘“, fordert eine rigorose Ab- 
schottungs- und Abschiebepolitik jenseits 
völkerrechtlich bestehender Gesetze. Re- 
habilitiert wurde beim Parteitag auch Jens 
Eckleben. Er war 2013 in Ungnade gefal- 
len, weil er Kruse kritisiert hatte. Auch 
die Verantwortung für den Facebook- 
Auftritt der AfD wurde Eckleben damals 
entzogen, weil er durch ungefilterte anti- 
muslimische und nationalistische Kom- 
mentare dem Image der Partei schadete. 
Jetzt ist Eckleben, ehemaliger Landesvor- 


sitzende der islamfeindlichen Partei „Die 
Freiheit“, Beisitzer im Landesvorstand. 
Wie weit es noch mit der einst behaupte- 
ten Abgrenzung von ehemaligen Kandi- 
daten rechtsextremistischer Organisatio- 
nen ist, zeigt sich am Bezirksvorstand in 
Wandsbek. Jutta Gebauer stand 2013 
noch zeitweilig auf der Hamburger Kan- 
didatenliste der vom Verfassungsschutz 
beobachteten „Bürgerbewegung Pro 
Deutschland“, seit Oktober letzten Jahres 
ist sie Beisitzerin der AfD in Wandsbek. 


Feigenblatt Prof. Kruse 


Schon im Herbst 2013 warnte der Vorsit- 
zende, es ließe „sich leider nicht leugnen, 
dass sich in mehreren Ländern systema- 
tisch rechte Gruppen formieren.“ Seit- 
dem bekommt Kruse in den Medien im- 
mer wieder die Gelegenheit als Mahner 
in der AfD aufzutreten, sollten sich auf 
Bundesebene Parteikollegen zu radikal 
positionieren. Im April 2015 warnte der 
Professor via HA erneut vor einen 
Rechtsruck und drei Monate später, nach 
der Abwahl von Bundeschef Lucke er- 
klärte er sogar: „Selbstverständlich kann 
ich für eine solche rechte Partei nicht ar- 
beiten, und ich kann auch meinen Namen 
dafür nicht hergeben.“ Ernüchtert zog er 
Bilanz, „So viel rechte Intoleranz, Ag- 
gressivität und schlicht miserables Be- 
nehmen hätte ich mir nicht vorstellen 
können“ und gab seinen Posten in der 
Bundespartei auf. Zuletzt distanzierte 
sich Jörn Kruse dann von den völkischen 
Positionen Björn Höckes im Dezember. 
Gegenüber der Frankfurter Allgemeinen 
Sonntagszeitung nannte er die Aussagen 
Höckes zum Fortpflanzungsverhalten 
von Afrikanern „eindeutig rassistisch.“ 
Die Partei dürfe die rassistischen Äuße- 
rungen von Höcke nicht dulden, es müs- 
se einen Aufruhr geben. Die „Höcke-Li- 
nie‘ wäre der Tod als seriöse Partei, hat- 
te er schon im Oktober 2015 prophezeit. 
Dass der angeblich so besorgte Kruse je- 
doch mit Ludwig Flocken schon längst 
die Höcke-Linie in der Fraktion hat, er- 
wähnt er nicht. Zu den widerwärtigen, 
rassistischen und menschenverachtenden 
Ausfällen seines Kollegen hat der Frakti- 
onschef bisher geschwiegen. Noch 
schlimmer ist allerdings, dass die bürger- 
lichen Medien ihm diese Masche immer 
wieder abnehmen, statt ihn damit zu kon- 
frontieren. 

Felix Krebs I 


Anmerkungen: 

1 https: //hamburg.arbeitundleben.de/img/daten/ 
D271544099.pdf 
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dem-Bruch.html 
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Nockemann-Verbindungen-an-rechten-Rand,nocke 
mann 106.html 

4 http://www.zeit.de/2015/52/hasskommentare- 
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Der NSU-Untersuchungsausschuss im 
Stuttgarter Landtag 


Nachdem vor kurzem der offiziel- 

le Abschlussbericht des Untersu- 

chungsauschusses „Die Aufarbei- 
tung der Kontakte und Aktivitäten des 
Nationalsozialistischen Untergrunds 
(NSU) in Baden-Württemberg und die 
Umstände der Ermordung der Polizistin 
M.K.“ publik wurde, veröffentlichen wir 
als Beobachter*innen hier eine kurze 
Einschätzung zum Verlauf des Ausschus- 
ses. Als Mitglieder von „NSU-Watch 
BaWü“ haben wir die Aufklärungsversu- 
che in Baden-Württemberg von Anfang 
an kritisch begleitet. Im folgenden Text 
möchten wir daher auf wichtige Themen- 
felder der Ausschussarbeit eingehen und 
insbesondere den Umgang der Parlamen- 
tarier*innen mit den Behörden einordnen. 


Ein toter Zeuge und viel Aufregung 


In den ersten Wochen und Monaten sei- 
ner Arbeit beschäftigte sich der Aus- 
schuss vor allem mit dem Tod von Flori- 
an Heilig. Der 21-Jährige aus Eppingen 
(Landkreis Heilbronn) war im September 
2013 in seinem, am Cannstatter Wasen in 
Stuttgart geparkten Auto, verbrannt — 
wenige Stunden vor einer geplanten Be- 
fragung des Neonazi-Aussteigers durch 
das LKA. 

Dabei sollte es um extrem rechte Struk- 
turen in Baden Württemberg und den 
Mord an der Polizistin Michele Kiesewet- 
ter gehen. Bereits 2011 hatte sich eine 
Hinweisgeberin aus Heilbronn an die Po- 
lizei gewandt und ausgesagt, der damali- 
ge Krankenpflegeazubi kenne die Mörder 
von Kiesewetter. 

Die Befragungen der für die Brander- 
mittlungen zuständigen Polizeibeamt*in- 
nen zeichneten ein desaströses Bild. Vie- 
le Landtagsabgeordnete und große Teile 
der Öffentlichkeit waren schockiert über 
die schlampigen Ermittlungen und den 
Umgang der Behörden mit den Angehöri- 
gen des toten Zeugen. Auch die Arbeit 
der staatlichen Aussteiger-Initiative „Big 
REX“, mit der Heilig bis kurz vor seinem 
Tod Kontakt hatte, geriet in ein kritisches 
Licht. Investigative Journalisten machten 
zudem darauf aufmerksam, dass im Fall 
Heilig ausgerechnet der Kommissar er- 
mittelte, der Jahre zuvor den Kontakt sei- 
ner Kollegen zum KKK vermittelt hatte. 

Die offenkundigen Fehler der Polizei 
führten schließlich zur Einleitung von 
Disziplinarverfahren gegen zwei Polizis- 
ten und zur Wiederaufnahme des Todes- 
ermittlungsverfahrens durch die Stuttgar- 
ter Staatsanwaltschaft. 

Allerdings konnte der zunächst im 
Raum stehende Verdacht, Florian Heilig 
sei ermordet worden, im Laufe der UA- 
Arbeit nicht erhärtet werden. Weder 


Brandsachverständige oder Tatortzeugen 
noch medizinische Gutachter lieferten da- 
für Hinweise. 

Nicht geklärt werden konnte, ob Flori- 
an Heilig durch Druck aus der rechten 
Szene in den Suizid getrieben wurde. 
Zwar wurden mehrere Zeug*innen aus 
der Szene durch den UA befragt. Die ga- 
ben sich aber wenig auskunftsfreudig — 
vor allem als es um ihre eigene Rolle in 
der Szene und eine Gruppe namens 
„Neoschutzstaffel“ (NSS) ging, über de- 
ren angebliche NSU-Kontakte Florian 
Heilig berichtet hatte. 

Unglaubliche Auftritte leisteten sich 
Beamte des Staatsschutzes, die immer 
wieder von „rechtspopulistischen Einzel- 
personen“ sprachen und die Szene kom- 
plett verharmlosten. Wie die Zeug*innen 
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aus der Neonaziszene trafen sie allerdings 
auf Abgeordnete, denen es für eine wirk- 
lich kritische Befragung an Motivation 
oder Vorbereitung zu mangeln schien. 

Engagierter zeigte sich der UA, als es 
darum ging, eine Hausdurchsuchung bei 
der Familie des Verstorbenen zu veranlas- 
sen. Das Gremium versuchte damit, an 
Gegenstände aus dem verbrannten Auto 
zu kommen, für die sich die Polizei über 
ein Jahr lang nicht interessiert hatte bzw. 
die die Beamten bei der Untersuchung 
des Brandautos übersehen hatten. 


Ein Ku-Klux-Klan in Baden-Württem- 
berg 


Im Anschluss an den Fall Heilig beschäf- 
tigte sich der Untersuchungsausschuss 
mit der Mitgliedschaft von Polizeibeam- 
ten in einer Schwäbisch Haller Ku-Klux 
Klan-Zelle, von der aus Verbindungen 
ins NSU-Umfeld bestehen. 

Unklar ist bis heute der vollständige 
Umfang der „European White Knights of 
the Ku-Klux-Klan — Realm of Germany” 
(EWK/KKK). Nachgewiesen ist aller- 
dings die direkte Mitgliedschaft von zwei 
Polizisten. Einer der beiden war am Tag 
ihrer Ermordung der Gruppenführer der 
Polizistin Kiesewetter. 

Die beiden Beamten wurden vor dem 
Untersuchungsausschuss vernommen 
und gerieten dabei sichtlich unter Druck. 


Eine kurze Einschätzung 


Ebenso wurde bekannt, dass sich weitere 
Polizeibeamte im Umfeld der KKK-Zelle 
bewegten. Auch diese wurden vor dem 
Gremium vernommen. Massiv in Erklä- 
rungsnot geriet der Polizist Jörg B.. Er 
hatte über seinen Neonazi-Bruder Steffen 
B. Kollegen an den KKK vermittelt. 

Abgesehen von der öffentlichen Auf- 
merksamkeit für die Mitgliedschaft von 
Polizisten im Klan ergaben sich aber 
durch die Befragungen kaum weiterfüh- 
rende Erkenntnisse zu Klanstrukturen im 
Zusammenhang mit dem NSU. 

Auch die Reaktion der Behörden auf 
das interne Bekanntwerden der 
EWK/KKK-Mitgliedschaft war im Aus- 
schuss ein Thema. Es war in Folge von 
zeitlicher Verschleppung lediglich eine 
Rüge, eine überaus milde Sanktion, aus- 


Offenbar wollten die Verant- 
wortlichen in den Behörden den 
Fall nicht zum öffentlichen 
Skandal werden lassen. Auch 
hier blieb der Untersuchungsaus- 

‚ schuss letztlich auf Grund man- 
gelnder Konfrontationsbereit- 
schaft zahnlos. 

Behandelt wurde vor dem 
Ausschuss zudem der Geheimnisverrat 
eines Mitarbeiters des Inlandgeheim- 
dienstes, der einem Mitglied der Zelle 
von deren Überwachung berichtete. 


Der Mord an Michele Kiesewetter 


Neben diesen Zusammenhängen war die 
Aufklärung des Mordes an der Polizeibe- 
amtin Michele Kiesewetter eine der zen- 
tralen Aufgaben des Untersuchungs- 
ausschusses in Baden-Württemberg. 
Nach dessen Ende kann festgehalten 
werden, dass kaum neue Erkenntnisse zu 
Tage gefördert wurden. 

Noch bevor eine intensive Auseinan- 
dersetzung mit dem Heilbronner Mordfall 
stattfinden konnte, schlossen sich einige 
Parlamentarier*innen unkritisch der 
Theorie der Bundesanwaltschaft an. 
Demnach wurden Kiesewetter und ihr 
schwer verletzter Kollege zufällige Opfer 
der beiden Täter Uwe Mundlos und Uwe 
Böhnhardt. Diese hätten sie als Repräsen- 
tanten des Staates attackiert. 

Mögliche Verbindungen zwischen der 
organisierten Naziszene und der aus dem 
thüringischen Oberweißbach stammen- 
den Polizeibeamtin Kiesewetter schließt 
das Gremium mittlerweile aus. Auch ei- 
nen Zusammenhang zwischen den Aussa- 
gen mehrerer Zeug*innen, die in der 
Nähe des Tatorts blutverschmierte Män- 
ner sahen, und dem Mord auf der There- 
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sienwiese hält der Ausschuss für unwahr- 
scheinlich. 

Zuvor waren Polizist*innen, Sachver- 
ständige und Freund*innen des Opfers 
befragt worden. Aufgrund welcher Fakten 
der Untersuchungsausschuss zu seinen 
Festlegungen im Fall Kiesewetter kommt, 
bleibt allerdings unklar. Die Befragung 
der geladenen Zeug*innen und die me- 
dienwirksame Begehung des Tatortes er- 
gaben hinsichtlich des konkreten Tatab- 
laufs auf der Theresienwiese wenig Neu- 
es. Die schlechte Kenntnis der Akten und 
der bereits bekannten Fakten trugen ihren 
Teil dazu bei. Häufig erweckten die Fra- 
gen der Abgeordneten den Anschein, als 
müssten sie sich erst einen Überblick ver- 
schaffen und die Zeug*innen sollten ih- 
nen dabei behilflich sein. 

Die Aussage von Beate Zschäpe vor 
dem OLG München weckte laut Aus- 
schussvorsitzendem Wolfgang Drexler 
(SPD) zwar noch einmal die Hoffnung 
der Abgeordneten auf Aufklärung. Doch 
es zeigte sich deutlich, dass die Aussage 
von Zschäpe genauso gehaltvoll wie ihr 
Schweigen war. 

Auch nach Monaten der Bearbeitung 
des Mordfalls Kiesewetter durch den 
Ausschuss bleiben unserer Meinung nach 
viele Zweifel an der offiziellen Theorie 
der Bundesanwaltschaft bestehen. Anders 
als es der Abschlussbericht andeutet, ka- 
men in Stuttgart unseres Erachtens kaum 
Belege für die Zwei-Täter-Theorie zu 
Tage. 

Zahmer Umgang mit Landes- 
behörden 


Trotz der Zahnlosigkeit, mit der der Aus- 
schuss operierte, kam es im Laufe der 
Ausschussarbeit immer wieder zu Kon- 
flikten mit den baden-württembergischen 
Landesbehörden, insbesondere mit dem 
Innenministerium von Reinhold Gall 
(SPD). Dieser war von Anfang an kein 
Freund der NSU-Aufklärung gewesen 
und bemühte sich nun auch nach Einrich- 
tung des Ausschusses nach Kräften, ihn 
zu behindern. 

Die Palette der Angriffe auf die Aus- 
schussarbeit reichte dabei von Verschlep- 
pung bis hin zu offenen Attacken. So 
wurden den Abgeordneten und ihren wis- 
senschaftlichen Mitarbeiter*innen bei- 
spielsweise große Teile der Akten vom 
Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) 
nur stark geschwärzt zur Verfügung ge- 
stellt. Zum Teil konnten sie nur in einem 
eigens eingerichteten Raum eingesehen 
werden. 

Im Fall der Aufklärungarbeit um den 
Ku-Klux-Klan wurden zusätzlich mehre- 
re Akten mit Bezug zu Klanstrukturen 
vom LfV erst gar nicht geliefert. Dieser 
Vorgang wurde zunächst damit begrün- 
det, man habe die Akten nicht für relevant 
für die Ausschussarbeit gehalten. Das lös- 
te zwar Proteste in den Reihen der Aus- 
schussmitglieder aus, blieb aber letztend- 


6 :antifaschistische nachrichten 4-2016 


lich ohne nennenswerte Konsequenzen. 

Weil Informationen über den Inhalt ei- 
ner nichtöffentlichen Sitzung an die Pres- 
se gelangt waren, wurden in Folge eines 
Strafantrags aus dem Innenministerium 
zudem Ermittlungen gegen Unbekannt 
wegen Geheimnisverrats eingeleitet. Bei 
diesem Vorgang wurden sämtliche Mit- 
wirkende der Ausschussarbeit unter Ge- 
neralverdacht gestellt. 

Ihren Gipfel fanden die Behinderungen 
der Ausschussarbeit allerdings in dem 
Skandal um einen schriftlichen Hinweis 
eines baden-württembergischen Polizei- 
beamten. Dieser hatte in einem Brief an 
den Ausschussvorsitzenden den Aufklä- 
rungswillen der Behörden bezweifelt. 
Nachdem der Brief in nichtöffentlicher 
Sitzung thematisiert worden war, wurde 
von seiten des Innenministeriums ein Dis- 
ziplinarverfahren gegen den Beamten ein- 
geleitet. Der bei allen Ausschusssitzungen 
anwesende Vertreter des Ministeriums 
hatte entgegen seiner Pflichten dem Aus- 
schuss gegenüber die entsprechenden In- 
formationen weitergegeben. 

Die Reaktionen des Ausschusses auf 
diesen direkten Angriff auf die Aus- 
schussarbeit waren denkbar zahm: Statt 
den Konflikt mit dem Innenministerium 
zu suchen, beschränkte man sich darauf, 
dessen Vertreter künftig von der nichtöf- 
fentlichen Besprechung von Hinweisen 
aus der Bevölkerung auszuschließen und 
ihnen keine Briefe von Bürger*innen an 
den Ausschuss mehr zukommen zu las- 
sen. 


Wenig aus den Möglichkeiten 
gemacht 


Dieses Vorgehen steht gewissermaßen 
symbolisch für die gesamte Ausschusstä- 
tigkeit. Zwar boten sich dem Untersu- 
chungsausschuss größere Möglichkeiten 
zur Aufklärung als der vorangegangenen 
Enquete-Komission. Doch auch ein 
scharfes Schwert will geschwungen wer- 
den. All zu oft beschränkten sich die Ab- 
geordneten auf wenig brisante Fragen und 
gaben bei offensichtlich geringer Ge- 
sprächsbereitschaft ihrer Zeug*innen 
schnell klein bei. 

Lange Zeit drehte sich die Ausschussar- 
beit zudem um wenig relevante Neben- 
schauplätze wie den tragischen Tod des 
jungen Florian Heilig. Es entstand immer 
wieder der Eindruck, man wolle auf die- 
sen Feldern Erfolge demonstrieren, ohne 
wirklich brisante Details aufklären zu 
müssen. Gerade in der Auseinanderset- 
zung mit den baden-württembergischen 
Landesbehörden mangelte es sichtlich an 
politischem Aufklärungswillen. Auch das 
nötige Fachwissen für eine wirkliche 
Konfrontation der geladenen Zeugen und 
eine sinnvolle Gestaltung der Aufklä- 
rungsarbeit schien großen Teilen der Mit- 
wirkenden zu fehlen. 

Nachdem der Untersuchungsausschuss 
schon mit Verzug mit dem Studium der 


Akten begonnen hatte, geriet er gegen 
Ende mehr und mehr unter Zeitdruck. Die 
Empfehlung an den nächsten Landtag, ei- 
nen weiteren Ausschuss zum Thema ein- 
zurichten, bewahrte die 
Parlamentarier*innen schließlich vor dem 
völligen Scheitern. Es steht unserer Mei- 
nung nach allerdings zu befürchten, dass 
der nächste Ausschuss sich als genau so 
zahnlos erweisen könnte wie der erste, 
sollte sich an der politischen Konstellati- 
on nicht maßgeblich etwas ändern. 


Den eigenen Ansprüchen nicht 
gerecht geworden 


Allerdings war nicht nur die Arbeit des 
Untersuchungsausschusses unbefriedi- 
gend. Die Arbeit von „NSU-Watch Ba- 
den-Württemberg“ war das leider auch. 
Wir wurden unseren eigenen Ansprüchen 
in vielen Punkten nicht gerecht. 

Auf Grund einer sehr dünnen Personal- 
decke war es uns beispielsweise nicht 
möglich, die für die Ausschusssitzungen 
angestrebten Protokolle zu verfassen. 
Antworten auf E-mail-Anfragen ließen 
auf sich warten und ein anfangs genutztes 
Pressehandy wurde nach geraumer Zeit 
wieder abgeschaltet. Einzig unsere relativ 
detaillierte Twitter-Berichterstattung 
funktionierte (bis auf eine Ausnahme) rei- 
bungslos. 

Alle Aufrufe und Appelle an die organi- 
sierte antifaschistische Bewegung in Ba- 
den-Württemberg zur Unterstützung un- 
seres Projekts blieben bis zuletzt erfolg- 
los. Kaum jemand fand sich bereit, einen 
Tag zur Beobachtung einer Ausschusssit- 
zung oder zur Unterstützung von „NSU- 
Watch Baden-Württemberg‘“ zu opfern. 

Neben knappen zeitlichen Ressourcen 
ist das unseres Erachtens auf ein offen- 
sichtliches Desinteresse zurückzuführen. 
Während man sich beim Verfassen des 
neusten Flyers oder Demoaufrufs gerne 
eines Hinweises auf die staatliche Verstri- 
ckung in den NSU-Komplex bedient, hat 
offensichtlich kaum jemand ernsthaftes 
Interesse daran, sich mit der Thematik zu 
befassen. 

Die auch bei antifaschistischen De- 
monstrationen gern geäußerten Vorwürfe, 
die Regierung sei nach der Aufdeckung 
der rassistischen Mordserie des NSU 
schnell wieder zur Tagespolitik überge- 
gangen, werden so hohl und unglaubwür- 
dig. Denn dieser Vorwurf trifft ebenso auf 
große Teile der antifaschistischen Linken 
in Baden-Württemberg zu — von einigen 
Ausnahmen abgesehen. 

Zeitweise saßen so auf der Zuschauer- 
Tribüne des Untersuchungsausschusses 
mehr Angehörige von Polizei und In- 
landsgeheimdienst als kritische Beobach- 
ter*innen. Das ist peinlich, traurig und 
beschämend zugleich. 

NSU Watch Baden-Württemberg, 
10. Februar 2016 

Ouelle: http://bw.nsu- 
watch.info/?p= 180 I 


Frankreich: Verfassungsänderung zu Ausnahmezustand 
& Ausbürgerung im ‚„Unterhaus” verabschiedet 


Der Text könnte jedoch noch scheitern. Proteste und parteipolitische Spielchen. Der FN stimmt letztendlich dagegen. 


Sträflinge stehen in schwarz-weiß 

gestreifter Häftlingskluft auf einer 

LKW-Fläche und trommeln, was 
das Zeug hält. Daneben steht eine Person 
mit Mikrophon und malt aus, in welch 
düstere Zukunft die repressiven Regie- 
rungspläne führen könnten. So untermalte 
die französische Linkspartei (PG) am 
Samstag, den 30. Januar 16 auf einer De- 
monstration in Paris ihre Kritik an dem 
Vorhaben der Exekutive, den Ausnahme- 
stand — für den es bislang ein einfaches 
Gesetz gibt — in den Verfassungsrang zu 
erheben. (Die Sträflings-Aktion hat aller- 
dings zugleich den Protest gegen die Ver- 
urteilung von acht Gewerkschaftern im 
nordfranzösischen Amiens, die beim Rei- 
fensteller Goodyear zwei hohe Manager 
einige Stunden lang zu Verhandlungszwe- 
cken festhielten, zu neun Monaten Haft 
ohne Bewährung zum Gegenstand.) 

Neben der Festschreibung des Not- 
stands in der französischen Verfassung 
will die Regierung auch viele bislang spe- 
zifische Notstandsmaßnahmen mit dem 
aktuellen Gesetzentwurf „zur Bekämp- 
fung der organisierten Kriminalität und 
zur Reform des Strafprozessrechts“ in die 
normale Gesetzgebung übernehmen. 

Der Parti de Gauche (PG), eine im Win- 
ter 2008/09 von der Sozialdemokratie ab- 
gespaltene Kleinpartei, steht mit ihrer Op- 
position dagegen nicht allein da. Zwi- 
schen Zehn- und Fünfzehntausend und 
damit erheblich mehr, als viele angesichts 
des ganztägigen kalten Regengusses be- 
fürchtet hatten, kamen zur Pariser De- 
monstration, am 30. Januar 16. Sie gehör- 
ten etwa zu libertären Strukturen, zur 
„Neuen Antikapitalistischen Partei“, zur 
französischen KP, zu den Grünen oder zu 
Menschenrechts- und antirassistischen 
Vereinigungen. Auch in weiteren französi- 
schen Städten wie Lille, Lyon und Nantes 
gingen Menschen zu dem Thema auf die 
Straße, bevor am 5. Februar d.J. die Parla- 
mentsdebatte über die Verlängerung des 
seit November 2015 geltenden Ausnah- 
mezustands anfıng. Am Samstag, den 6. 
Februar wurde in Städten wie Lyon, Mar- 
seille und im bretonischen Saint-Brieuc 
ebenfalls demonstriert. Insgesamt betei- 
ligten sich frankreichweit rund 50.000 
Menschen an den Protesten. 

Vorläufig soll der Ausnahmezustand 
nun für drei Monate fortgeschrieben wer- 
den, während parallel dazu die Verfas- 
sungsänderung vorbereitet wird. Da aber 
ab Anfang Juni 16 die Europa-Fußball- 
meisterschaft im Raum Paris beginnen 
wird, darf wohl kaum damit gerechnet 
werden, dass die Staatsführung es Ende 
Mai dieses Jahres dann dabei bewenden 
lassen wird. Es sei denn, die Grenze zwi- 


schen Not- und Normalzustand sollte bis 
dahin derart verwischt worden sein, dass 
es des Rückgriffs auf die Ausnahmege- 
setzgebung dann vorerst gar nicht mehr 
bedarf. Den Entwurf zur „organisierten 
Kriminalität“ und zur Reform der Straf- 
prozessordnung, der sich auf viele Le- 
bensbereiche anwenden lassen könnte, 
stellte die Regierung erstmals am 17. De- 
zember 15 vor. 

Zu den Vollmachten für die Exekutive, 
die sich und ihre Polizei mit den Not- 
stands- und anderen Texten zunehmend 
von richterlicher Kontrolle entbindet, zäh- 
len etwa Durchsuchungen zu jeder Tages- 
und Nachtzeit ohne richterliche Anord- 
nung und die Verhängung von Hausarrest 
— bislang in knapp 400 Fällen -, ebenfalls 
außerhalb vorheriger richterlicher Kon- 
trolle. Bislang durchgeführten 3.300 
Hausdurchsuchungen stehen ganze fünf 
daraufhin eröffnete Ermittlungsverfahren 
im Zusammenhang mit terroristischen 
Straftaten gegenüber. In 200 Fällen wur- 
den daneben Zufallsfunde in Form von 
Betäubungsmitteln gemacht, in ebenfalls 
rund 200 Fällen solche, die Waffen betref- 
fen. In der Regel geht es aber um Klein- 
waffen, pro Fund durchschnittlich zwei 
bis drei (denn die Anzahl der insgesamt 
entdeckten Waffen liegt bei 560, Stand 
vom 5. Februar d.J.!). Es handelt sich also 
nicht um Kriegswaffenlager von Terror- 
gruppen; sieht man insbesondere von den 
29 Waffen, die bei einer Hausdurchsu- 
chung bei gewalttätigen Neofaschisten im 
südwestfranzösischen Pessac am 20. Ja- 
nuar 16 auf einmal gefunden wurden?, ab. 
Solche Durchsuchungen wie dieses wären 
aber auch ohne Notstand rechtlich mög- 
lich; der Vater der Neonazifamille war be- 
reits im August 2012 durch ein Attentat 
auf eine Moschee in Libourne auffällig 
geworden. — Bei 2.500 Personen wurde 
überhaupt nichts Strafbares entdeckt. Die 
mageren fünf Verfahren wegen Terrorde- 
likten hätten sich auch ohne Notstand ein- 
leiten lassen. 


Rücktritt der linksliberalen Justiz- 
ministerin 


Eine prominente Kritikerin kam nicht zu 
den Demos, die auch am kommenden Wo- 
chenende in Lyon, Marseille oder im bre- 
tonischen Saint-Brieuc wiederaufgenom- 
men werden. Es handelt sich um die ehe- 
malige Justizministerin Christiane Taubi- 
ra, die damals letzte Vertreterin des halb- 
linken Flügels im sozialdemokratischen 
Regierungslager; die Karibikfranzösin bil- 
dete in den letzten Jahren eine besondere 
Hassfigur sowohl für viele Konservative 
als auch für die extreme Rechte, man erin- 
nere sich an die rassistische Karikaturen- 


kampagne gegen sie aus dem Jahr 2013. 

(Seitdem konnte Frangois Hollande je- 
doch am 11. Februar 16 eine Kabinetts- 
umbildung bekannt geben, in deren Folge 
auch drei Grüne respektive Ex-Grüne in 
die Regierung einzogen — unter ihnen 
auch die bis dahin amtierende Parteivor- 
sitzende der französischen Grünen, Em- 
manuelle Cosse, nunmehr Ministerin für 
Wohnungsbau. Neben ihr werden auch 
der krankhafte Opportunist und Streber 
Jean-Vincent Place, welcher im Vorjahr 
diese Partei verließ, weil er ihr mangeln- 
den Regierungswillen vorwarf, und die 
ebenfalls zum regierungsfreundlichen 
rechten Flügel zählende Barbara Pompili 
der neuen Regierung angehören. Cosse 
wurde hingegen eher zum Mitte-Links- 
Flügel innerhalb der Partei gerechnet. Al- 
lerdings ist die Partei selbst explizit gegen 
diese neue Regierungsbeteiligung, nach- 
dem sie infolge ihrer Koalitionsbeteili- 
gung 2012 bis 14 im April 2014 das Kabi- 
nett unter Manuel Valls wegen zu scharfer 
Rechtsorientierung desselben verlassen 
hatte. Dieser Regierungseintritt von drei 
grün angehauchten Individuen ist also ein 
Ausdruck von Karrierismus und persönli- 
cher Skrupellosigkeit, und nicht einer Ori- 
entierung der französischen Grünen als 
solchen. Die Ökopartei selbst taumelt 
durch diese erfolgreiche „Abwerbung“ 
seitens Francois Hollandes an den Ab- 
grund, manche Beobachterstimmen spre- 
chen gar vom „Todessstoß “. Auch wenn 
es inhaltlich falsch ist, vermittelt dieses 
taktische Manöver Präsident Hollandes 
doch nach außen hin den Eindruck, die 
Basis der Regierung sei wieder nach links 
erweitert worden, durch Einbindung der 
Grünen.) 

Dem spektakulären Rücktritt Taubiras 
voraus gingen heftige Debatten im Regie- 
rungslager, die hinter den Kulissen im De- 
zember 2015 zu erheblichen Spannungen 
geführt hatten. 


Ausbürgerung 


Während allerdings am Notstandsarsenal 
nur relativ geringfügige Kritik in den etab- 
lierten Mehrheiten außer der KP - die je- 
doch im November 15 noch für den Not- 
stand stimmte, nun jedoch gegen seine 
Verlängerung eintritt — und Teilen der 
Grünen geübt wird, finden sich bis ins 
Mitte-Links-Spektrum hinein heftige Kri- 
tiken an den Ausbürgerungsplänen der 
Regierung. Es sei diskriminatorisch, heißt 
es dazu, dass nur Doppelstaats-Angehöri- 
ge ihre französische Nationalität beispiels- 
weise im Falle einer Verurteilung im Zu- 
sammenhang mit Terrorismus verlieren 
können, wozu nach geltendem Recht übri- 
gens auch etwa eine PKK-freundliche Be- 
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tätigung zählt und nicht allein jihadistisch 
motivierte Verbrechen. Unterdessen kön- 
ne Franzosen ohne andere Staatsangehö- 
rigkeit die ihre nicht entzogen werden. 
Premierminister Manuel Valls glaubt 
nun, das Rezept für die Quadratur des 
Kreises gefunden zu haben. Der als diskri- 
minierend gewertete Bezug auf Doppel- 
staatsbürger wird nun wohl doch nicht in 
die Verfassung aufgenommen, wie in den 
letzten Januartagen 2016 zusammen mit 
vorläufigen Textentwürfen bekannt wur- 
de. Dort soll nunmehr nur stehen, dass 
französische Staatsangehörige „im Falle 
schwerer Verbrechen oder Vergehen ge- 
gen fundamentale Interessen der Nation“ 
— die soeben erfolgte Ausdehnung von 
Verbrechen, um die es ursprünglich in der 
Debatte ging, auch auf Vergehen wird von 
vielen Kritiker/inne/n hervorgehoben — 
ihre Nationalität verlieren können. Den 
Rest regeln dann detailliertere Gesetze. 
Zugleich aber kündigte Valls an, Frank- 
reich werde nunmehr die Konvention von 
Washington aus dem Jahr 1961 — er sagte 
fälschlicherweise „1954“ — ratifizieren, 
die Frankreich bislang unterzeichnet, aber 
nie ratifiziert hatte. Dieser Text verbietet 
es Staaten im Prinzip, Menschen durch 
Passentzug zu Staatenlosen zu machen. 
Einige Ausnahmen, etwa für Kombattan- 
ten in Armeen feindlicher Staaten im 
Kriegszustand, werden jedoch auch dort 
am Rande zugelassen. In der Praxis dürfte 
es dazu kommen, dass überwiegend Dop- 
pelstaatsangehörige ihre französische Na- 
tionalität verlieren, „Nur-Franzosen“ hin- 
gegen von den Richterinnen und Richter 
unter Berufung auf die höherrangige in- 
ternationale Norm davor bewahrt werden. 
Christiane Taubira veröffentliche am 
Montag, den 1. Februar 16 ein rund neun- 
zigseitiges Buch gegen das Vorhaben, das 
unter anderem davor warnt, dass künftig 
bestimmte Länder als „Müllkippe Frank- 
reichs“ für die dort Unerwünschten und 
Ausgebürgerten behandelt werden. 


Parlamentsvotum und kleine Über- 
raschungen 


Bei der Parlamentsdebatte in der Natio- 
nalversammlung, die vom 5. bis zum 10. 
Februar 16 stattfand, wurde zunächst Arti- 
kel für Artikel durchgestimmt, und dann 
im Anschluss der gesamte Text en bloc 
angenommen (wie es in der parlamentari- 
schen Prozedur üblich ist). Bei der Einzel- 
abstimmung stimmten zunächst am 8. 
Februar insgesamt 103 Abgeordnete für 
den Artikel 1 des Entwurfs — der den Aus- 
nahmezustand verfassungsrechtlich fest- 
schreibt —, und 26 dagegen, weitere sieben 
enthielten sich. Dazu fiel jedoch auf, dass 
die Nationalversammlung „zu drei Vier- 
teln leer“ blieb, wie gleich mehrere Zei- 
tungen unisono feststellten?. 441 Abge- 
ordnete waren der Auffassung gewesen, 
dass sie gerade Wichtigeres zu tun hatten. 
Dies führt zu erheblicher Kritik*. Zum 
Teil erklärte sich diese verbreitete Abwe- 
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senheit allerdings auch aus einer Taktik 
des konservativen Bürgerblocks (LR — 
früher UMP - und UDI), die sich dafür 
entschieden hatten, dass die Widersprüche 
in den Reihen der Sozialdemokratie be- 
sonders sichtbar hervortreten sollten. 

Daraufhin wurde mit hoher Spannung 
das Votum zum Artikel 2 erwartet, der die 
neue Ausbürgerungsregelung betrifft. 
Denn was ihn betrifft, hatte sich das kon- 
servative Lager zuvor aufgespaltet, und 
seine Abgeordneten stimmten ohne Frak- 
tionsdisziplin ab. Dabei spielten neben ei- 
nigen grundsätzlichen Bedenken auf dem 
moderaten Flügel der Bürgerlichen (etwa 
bei Ex-Umweltministerin Nathalie Kosci- 
usko-Morizet, „NKM“) auch parteipoli- 
tisch-taktische Spielchen eine Rolle. Ex- 
Premierminister Frangois Fillon, Regie- 
rungschef von 2007 bis 2012 und nun- 
mehr einer der Anwärter auf die Präsi- 
dentschaftskandidatur seines Lagers für 
2017 — die Urabstimmung der Sympathi- 
sant/inn/en der bürgerlichen Rechten dazu 
findet am 20. und 27. November dieses 
Jahres statt —, trat am Wochenende des 
6./7. Februar 15 mit einer Kritik-Salve an 
dem Vorhaben der Verfassungsänderung 
hervor. Eine solche sei unnötig, sagte er 
im Kern, man „spiele“ nicht „mit der Ver- 
fassung herum“, und das geltende Recht 
biete ausreichende Handhabe gegen Ter- 
roristen. 

Ihm ging es dabei einerseits darum, sich 
von seinen (bislang erheblich aussichtsrei- 
cheren) Mitbewerbern um die Präsident- 
schaftskandidatur, u.a. Nicolas Sarkozy 
und Alain Jupp&, abzugrenzen. Diese sol- 
len als Anpasser gegenüber der sozialde- 
mokratisch geführten Regierung dastehen, 
weil sie dieser helfen, ihre Verfassungsän- 
derung über die Runden zu bringen. In 
Wirklichkeit hatte allerdings Sarkozy — 
der am Sonntag, den 15. November 15, 
am übernächsten Tag nach den jüngsten 
Pariser Attentaten, im Elysee-Palast emp- 
fangen wurde - seinerseits den Vorschlag 
zur Ausbürgerungsregelung auf den Tisch 
gebracht. Er hatte es geschafft, Frangois 
Hollande auf ihn festzunageln, im Namen 
der „nationalen Einheit“ und des Schulter- 
schlusses gegen den Terrorismus und die 
äußere Bedrohung. Ein Teil der Abgeord- 
neten des konservativ-wirtschaftsliberalen 
Bürgerblocks möchte sich daran aller- 
dings nicht oder nicht länger gebunden 
fühlen, sondern lieber der Regierung ei- 
nen mächtigen Stein in den Weg legen. 
Nachdem Francois Hollande sich in den 
letzten drei Monaten beinahe ausschließ- 
lich als „Sicherheits“präsident profiliert 
hat - jegliche Erinnerung an einstige Ver- 
sprechen auf positive soziale Veränderun- 
gen ist längst verschwunden oder ver- 
blasst -, würde der Staatschef definitiv mit 
leeren Händen dastehen, falls die Verfas- 
sungsänderung je scheitert. Zum Anderen 
geht es Fillon und Konsorten also auch 
darum, sich letztlich als eine Art Saboteu- 
re gegenüber der Hollande-Regierung zu 


profilieren. Da Nicolas Sarkozy seinen 
Burgfriedenspakt mit Hollande — infolge 
dessen er die jetzige Abstimmung über die 
Ausbürgerungsregelung durchsetzen 
konnte — verteidigte, ein Teil der Abge- 
ordneten sich daraufhin jedoch gegen ihn 
stellte, wurde der Fraktionszwang zu der 
Frage aufgehoben”. 

Letztendlich ging die Abstimmung zu 
der Ausbürgerungsfrage relativ knapp aus. 
In der Nacht vom 9. zum 10. Februar 16 
stimmten insgesamt 162 anwesende Ab- 
geordnete ihr zu, doch 148 stimmten da- 
gegen, so dass nur vierzehn Stimmen zwi- 
schen beiden Blöcken bestehen®. Ein er- 
staunlich großer Block von insgesamt 92 
sozialdemokratischen Abgeordneten 
stimmte gegen den Artikel 2, während die 
Reihen der als frondeurs (ungefähr: Auf- 
sässige) bezeichneten innerparteilichen 
Opponenten — insbesondere bei Abstim- 
mungen zu wirtschaftspolitischen Fragen 
— sonst rund dreißig bis vierzig Parlamen- 
tarier/innen umfassen. Im November 
2015 hatten nur drei Abgeordnete der Par- 
tei Socialiste gegen die damalige parla- 
mentarische Ausrufung des Ausnahmezu- 
stands zu opponieren gewagt; sie wurden 
deswegen damals zum Parteivorstand ein- 
bestellt. 

Damit könnte letztendlich die Annahme 
des Entwurfs noch gefährdet sein. Denn 
nach der Abstimmung in der Nationalver- 
sammlung oder dem „Unterhaus“ muss 
nun auch noch der Senat, oder das parla- 
mentarische „Oberhaus“, ihm zustimmen. 
Sodann wird ein aus beiden Parlaments- 
kammern bestehender „Kongress“ (unge- 
fähr vergleichbar in Deutschland mit der 
Bundesversammlung aus Bundestag und 
Bundesrat) ins Schloss von Versailles ein- 
berufen, der immer bei verfassungsän- 
dernden Abstimmungen zusammentritt. 
Er muss mit einer Drei-Fünftel-Mehrheit 
zustimmen. Zuvor aber noch müssen Na- 
tionalversammlung und Senat sich auf ei- 
nen im Wortlaut identischen Text einigen, 
ihn also beide in derselben Fassung verab- 
schiedet haben. 

Nun ist jedoch der Senat konservativ 
dominiert. Zum Einen könnte also die 
bürgerliche Rechte — oder ein Teil von ihr 
— dem Lager Frangois Hollandes noch ei- 
nen prächtigen, mächtigen Stein in den 
Weg legen, indem sie dafür sorgt, dass im 
Senat etwa Änderungen in den Text ein- 
gefügt werden. Dies würde die Abstim- 
mungsmaschinerie vorläufig blockieren, 
da dann beide Kammern sich zunächst 
wieder auf einen identischen Entwurf ei- 
nigen müssten. (Bei einer normalen Ab- 
stimmung ist dies unerheblich, da im 
Normalfall die Nationalversammlung ge- 
genüber dem Senat das letzte Wort hat. 
Nicht jedoch bei Abstimmungen über 
Verfassungsänderungen!) Zum Anderen 
deutet der knappe Ausgang beim Ausbür- 
gerungsthema darauf hin, dass der Ent- 
wurf eventuell — eventuell! — an der Hür- 
de der erforderlichen Sechzig-Prozent- 


Mehrheit scheitern könnten. 

Bei der Abstimmung über das Gesamt- 
paket am 10. Februar 16 in der National- 
versammlung waren dann erheblich mehr 
Abgeordnete anwesend. Nunmehr stimm- 
ten 317 dafür, 199 dagegen, und 99 ent- 
hielten sich der Stimme!®. Im sozialdemo- 
kratischen Lager scherten immerhin 110 
Abgeordnete aus der Partei- und Regie- 
rungsdisziplin aus und stimmten dagegen 
(83 von ihnen) oder enthielten sich; 165 
stimmten dafür. Im konservativ-wirt- 
schaftsliberalen Bürgerblock stimmten 
111 gegen 74 Abgeordnete der Partei LR 
(ehemals UMP) für den Entwurf. 


Und die extreme Rechte? 


Antifaschist/inn/en interessieren sich na- 
türlich notwendig auch dafür, was die ex- 
treme Rechte tut. Wie stimmten die bei- 
den Abgeordneten des Front National 
(FN) in der Nationalversammlung, Gilbert 
Collard und Marion Mar£chal-Le Pen — 
zu denen noch zwei weitere im Senat hin- 
zukommen -, nun ab? Einerseits konnte 
man damit rechnen, dass sie autoritäre 
Vorhaben unterstützen; andererseits durfte 
der FN auch nicht vergessen, dass er eine 
Oppositionsstrategie betreiben muss. Zu- 
mindest ein Teil der Parteiführung möchte 
sich nach wie vor als „Systemopposition“ 
unabhängig vom konservativen Lager po- 
sitionieren. Auch wenn diese Linie derzeit 
ausgesprochen umstritten ist, unter 
schweren innerparteilichen Beschuss ge- 
riet und Gegenteil eines „Strategiesemi- 
nars“ vom 5. bis 7. Februar 16 war (mehr 
dazu in der kommenden Ausgabe). 

Im Vorfeld hatten ihre Ankündigungen 
unterschiedlich geklungen. Tatsächlich 
verfochten Vertreter des FN vor der Ab- 
stimmung unterschiedliche Linien. Was 
den Ausnahmezustand und seine derzeit 
ins Haus stehende Verlängerung betrifft, 
so sprach der Abgeordnete Gilbert Collard 


sich für eine Annahme des Vorhabens aus, 
Florian Philippot positionierte sich dage- 
gen: Eine Verhängung des Notstands sei 
notwendig „eine punktuelle Maßnahme, 
sonst ist es PR (der Regierung)“ !!. Umge- 
kehrt kündigte der Vizevorsitzende des 
FN, Florian Philippot, im Dezember 15 
und Anfang Februar 2016 mehrfach an, 
einer Verfassungsänderung wie der ge- 
planten dann zuzustimmen, wenn diese 
den Verlust der Staatsangehörigkeit für 
terroristische — und noch möglichst viele 
andere straffällige — Doppelstaatsbürger 
vorsehel?. Philippot sprach in diesem Zu- 
sammenhang sogar davon, falls die Regie- 
rung dieses Vorhabe wirklich durchziehe, 
„dann bevorzugt sie Marine (Le Pen) ge- 
genüber Christiane (Taubira)“)3. 
Allerdings, so lautete Philippots Ein- 
schränkung, dürfe diese Maßnahme eben 
nur für Doppelstaatsangehörige gelten 
und nicht auch für Nur-ein-Pass-Franzo- 
sen. Letztendlich dürfte die extreme 
Rechte vielleicht just an diesem Punkt mit 
der letztendlich vorgelegten Textfassung — 
die an dieser Stelle einen Pseudo-Kom- 
promiss enthält, vgl. oben — unzufrieden 
gewesen sein. Oder aber das Bedürfnis ei- 
ner Profilierung als Oppositionspartei 
„gegen das Establishment der Altparteien“ 
gewann doch die Oberhand. Jedenfalls 
stimmten beide Abgeordnete des FN letzt- 
lich gegen den Entwurf zur Verfassungs- 
änderung, sowohl gegen das Gesamtpaket 
als auch gegen die Passage zur Ausbürge- 
rung im Artikel 21%. Bei der Abstimmung 
über 1 (Festschreibung des Ausnahmezu- 
stands in der Verfassung) glänzten beide 
mit Abwesenheitl>. 
Bernard Schmid, Paris I 


1 Vgl. http://www.lesechos.fr/politique-societe/societe/ 
0216380837 12-etat-durgence-3000-perquisitions-400-as- 
signations-et-de-nombreuses-derives-1198079.php 
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Zukunft Antifaschismus 


Bereits zum 31. Mal initiierte die 

VVN-BdA eine landesweite Kon- 

ferenz antifaschistischer Initiativen 
und Organisationen. Weit über einhundert 
Teilnehmende aus Nordrhein Westfalen 
diskutierten am 30. Januar im COBRA- 
Kulturzentrum Solingen aktuelle Aufga- 
ben der Bewegung im sozialen, juristi- 
schen und generell im öffentlichen Be- 
reich. Das im Anschluss an die Konferenz 
stattfindende Konzert „Rock gegen Ras- 
sismus“ war Höhepunkt des Tages für 
viele Jugendliche. Die Halle des COBRA 
war fest in der Hand der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten. Zwei erstklassige 
Nachwuchsbands und die Punkrocker 
Schmutzki aus Stuttgart feuerten die rand- 
volle Halle an. 

In einem Workshop bearbeiteten die 
Teilnehmenden Zusammenhänge zwi- 
schen der sozialen Frage und Rassismus. 
Die fatalen Wirkungen von Lebensum- 
ständen, die ohnmächtig machen und Prä- 


karisierung, bis hin zur Affinität für rassis- 
tisches Gedankengut wurden diskutiert. 

Juristische Dimensionen des Demons- 
trationsrechtes wurden in einem weiteren 
Workshop diskutiert. Hier ging es um Hil- 
fen für die Demokratinnen, Demokraten 
durch Juristinnen, Juristen aus der Bewe- 
gung, um willkürlichen Entscheidungen 
qualifizierte Antworten entgegensetzen zu 
können. 

In der Arbeitsgruppe ‚Kinder des Wider- 
stands‘ stellten fünf Kinder antifaschisti- 
scher Widerstandskämpferinnen und Wi- 
derstandskämpfer die Notwendigkeit he- 
raus, die Bildungsarbeit in den Schulen 
und in der Jugend allgemein mit antifa- 
schistischer Aufklärung zu bereichern. 
Die Aufklärung über die Vernetzung der 
Neonazis und über ihre gefährliche Propa- 
ganda hatte eine weitere Arbeitsgruppe 
zum Schwerpunkt. 


Die Arbeitsgruppe über die Rolle der 
Sprache wurde von Lennard Surmann 
vom Duisburger Institut für Sozialfor- 
schung moderiert. Kernaussage war: „De- 
mokratinnen und Demokraten haben im 
antifaschistischen Kontext die Aufgabe, 
sich gegen alle noch so versteckten Ab- 
wertungen durch entindividualisierende 
Gruppenzuordnungen zu stellen.“ 

Die sehr gute Beteiligung in den insge- 
samt sechs Arbeitsgruppen zeigte, dass es 
einen großen Bedarf an Diskussion über 
das wie weiter in der antifaschistischen 
Bewegung gibt. Auch die große Beteili- 
gung vor allem Jugendlicher am Konzert 
Rock gegen Rassismus, abends, bewies 
das große antirassistische und antifaschis- 
tische Potential, das vorhanden ist. 

Dieses Potential gilt es in Bewegung 
zu bringen. PM VVN-BdA NRW 
(gekürzt) I 
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Villingen-Schwenningen: 
Anschlag mit Handgranate 


Die Gewaltbereitschaft gegen Flücht- 
lingsunterkünfte, Flüchtlinge und deren 
Unterstützer/innen eskaliert weiter. In 
der vergangenen Nacht verübten bisher 
Unbekannte einen Anschlag auf die Erst- 
aufnahmeeinrichtung in  Villingen- 
Schwenningen. Der Splint der Granate 
war gezogen, sie explodierte jedoch 
nicht. Wenn jemand die Granate ange- 
fasst hätte, hätte dies zum Tod geführt. 
Die militärische Waffe wurde später von 
Experten des Landeskriminalamts ent- 
schärft. Politiker/innen aus Land und 
Bund verurteilten die Tat scharf. Im Jahr 
2015 gab es laut Bundeskriminalamt 
über 1.000 Straftaten gegen Flüchtlings- 
unterkünfte in Deutschland, davon 65 in 
Baden-Württemberg (2014: 16), Tendenz 

weiter steigend. 
Ouelle: http://fluechtlingsrat-bw.de 
29.1.2016 M 


Rassistischer Angriff auf 
Flüchtlingsunterkunft 


GÖTTINGEN. Das Projekt „Alarmliste‘“ 
Göttingen verurteilt den niederträchtigen 
Angriff auf die Geflüchtetenunterkunft in 
Hardegsen und ruft zur Solidarität mit 
den Geflüchteten vor Ort auf. Heute ha- 
ben sich bereits 150 Menschen in Göttin- 
gen versammelt, um auf den Vorfall auf- 
merksam zu machen und ihren Protest 
kundzutun. Die Sprecherin Jutta Lierbach 
sagt dazu: Wir als Menschen und poli- 
tisch Aktive befinden uns gerade in einer 
schweren Zeit. An allen Ecken und Enden 
brennt es: Rassistische Hetze in den Städ- 
ten, Dörfern und im Internet, Initiativen, 
die sich gegen Geflüchtete formieren und 
schließlich potenziell tödliche Angriffe 
auf Refugees. Wir müssen uns unserer 
Verantwortung bewusst sein, dass so et- 
was nicht einfach geschehen darf. Jede 
einzelne Aktivität gegen diese menschen- 
feindlichen Verhältnisse ist dringend not- 
wendig. Das heißt, wir müssen uns dage- 
gen auflehnen und auch in kleinen Städ- 
ten Menschen solidarisch unterstützen. 

Die Alarmliste ist ein junges Projekt, 
das sich im Fall von rassistischen Angrif- 
fen und rassistischer Mobilisierung zum 
Ziel gesetzt hat, diesen aktiv entgegenzu- 
stehen und die Vorfälle nicht unkommen- 
tiert zu lassen. Es geht darum, schnellst- 
möglich Viele zu mobilisieren und eine 
breite Vernetzung von Menschen, die sich 
gegen den massiv erstarkenden Rassis- 
mus stellen, zu ermöglichen. Dafür gibt 
es einen SMS-Verteiler, wo man über 
Vorfälle und Aktionen informiert wird, 
sowie einen Blog, der alle relevanten In- 
formationen bündelt. Zudem gibt es eine 
Kontaktadresse, worüber die Vorfälle ge- 
meldet werden können.“ 
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Weitere Infos finden sich unter: 

https://alarmlistegoe.noblogs.org/ 
Ouelle: Basisdemokratische Linke 
Göttingen, 9.2.2016 


Anklage nach Brandstiftung 


MEISSEN. Mehr als sieben Monate nach 
dem Brandanschlag auf eine geplante 
Flüchtlingsunterkunft im sächsischen 
Meißen hat die Dresdner Staatsanwalt- 
schaft Anklage gegen zwei Männer erho- 
ben. Den beiden Beschuldigten im Alter 
von 38 und 41 Jahren werde schwere 
Brandstiftung und Sachbeschädigung 
vorgeworfen. Sie hätten aus ausländer- 
feindlichen Motiven gehandelt und in ih- 
ren Vernehmungen die Vorwürfe einge- 
räumt, teilte die Staatsanwaltschaft am 
Freitag in Dresden mit. Die Tatverdächti- 
gen befinden sich seit Dezember in Un- 
tersuchungshaft. 

Die beiden Meißner sollen in der Nacht 
zum 28. Juni 2015 gewaltsam in das Ge- 
bäude eingedrungen sein und eine Woh- 
nung im ersten Stock angezündet haben. 
Laut Staatsanwaltschaft benutzten sie 
Brandbeschleuniger. Ein Raum brannte 
komplett aus. An der geplanten Flücht- 
lingsunterkunft sei ein Schaden von mehr 
als 200.000 Euro entstanden, hieß es. Es 
war zeitweise unbewohnbar. Inzwischen 
leben dort zwei Flüchtlingsfamilien. 

Die Große Strafkammer des Landge- 
richts Dresden hat nun über die Eröff- 
nung des Hauptverfahrens und die Zulas- 
sung der Anklage zu entscheiden. Den 
beiden Männern droht im Fall eines 
Schuldspruchs eine Freiheitsstrafe von 
bis zu zehn Jahren. 

„Die Täter nahmen in Kauf, dass das 
Feuer auf die angrenzenden Wohngebäu- 
de übergreifen konnte“, erklärte die 
Staatsanwaltschaft weiter. Sie hätten ge- 
wusst, dass sich zu dieser Uhrzeit Men- 
schen in den angrenzenden Wohnungen 
aufhielten und durch das Feuer die Ge- 
fahr einer Rauchvergiftung bestand. Die 
Feuerwehr hatte ein Übergreifen des 
Brandes auf andere Gebäude verhindern 
können. 

Zudem wird den beiden Männern vor- 
geworfen, am späten Abend des 14. Au- 
gust noch einmal in das Gebäude einge- 
drungen zu sein, um es für einen Einzug 
von Flüchtlingen endgültig unbrauchbar 
zu machen. Laut Anklage öffneten sie in 
zwei Bädern die Wasserhähne, um die 
Räume zu überschwemmen. Die Hähne 
der Etagenwasserleitung waren allerdings 
zusätzlich verriegelt, so dass kein Wasser 
floss. Auch im Keller mit dem Haupt- 
sperrhahn hatten die beiden Männer den 
Angaben zufolge keinen Erfolg. Der ent- 
standene Sachschaden beim Einbruch be- 
trage 10.000 Euro. (epd/mig) 

Ouelle; http://www.migazin.de 
8.2.2016 M 


Panzer und Heuschrecken - 
Volksverhetzung bei 
Karnevalsumzügen 


Nach den Karnevalsumzügen im ober- 
bayerischen Steinkirchen sowie im süd- 
thüringischen Wasungen ermitteln 
Staatsanwälte wegen des Verdachts der 
Volksverhetzung. Bei dem Umzug in 
Steinkirchen war am Sonntag ein als 
Panzer dekorierter Wagen mit den Auf- 
schriften „Ilmtaler Asylabwehr“ und 
„Asylpaket III“ durch die Straßen gerollt. 
In Wasungen wurde am Samstag ein 
„Balkan-Express‘ präsentiert, an dessen 
Spitze auf der Dampflok „Die Ploach 
kömmt“ („Die Plage kommt“) zu lesen 
war. Begleitet wurde der Wagen von Nar- 
ren, die sich als Heuschrecken verkleidet 
hatten. Ein Sprecher der Staatsanwalt- 
schaft Ingolstadt sagte, nach dem Umzug 
in Steinkirchen sei ein Ermittlungsverfah- 
ren gegen mehrere Beteiligte und Verant- 
wortliche für die Gestaltung des Motiv- 
wagens eingeleitet worden. Bei der Poli- 
zei gingen mehrere Anzeigen ein, wie ein 
Polizeisprecher sagte. Der Oberilmtaler 
Carnevals-Verein (OCV Steinkirchen) 
wollte noch im Laufe des Montags eine 
Stellungnahme abgeben. 

Dessen Vorsitzender Tobias Winkel- 
meier hatte laut Medienberichten erklärt, 
dass die örtliche Polizei den Panzerwagen 
abgenommen habe. Das Gefährt sei be- 
reits beim „Gaudiwurm“ im vergangenen 
Jahr unterwegs gewesen. Am Umzug hät- 
ten sich auch Asylbewerber beteiligt, der 
OVC sei nicht fremdenfeindlich. Ein 
Sprecher des Polizeipräsidiums Oberbay- 
ern Nord wollte sich zur Abnahme vor 
Ort nicht äußern. Er verwies darauf, dass 
die Polizei nicht für inhaltliche Aussagen 
verantwortlich sei. 

In Thüringen leitete die Staatsanwalt- 
schaft Meiningen nach eigenen Angaben 
am Montag wegen des Verdachts auf 
Volksverhetzung von sich aus einen Prüf- 
vorgang zum Wasunger „Balkan-Ex- 
press“ ein. Auf epd-Anfrage erklärte die 
Behörde, es sei zudem eine Strafanzeige 
eingegangen. Der Präsident des Landes- 
verbandes Thüringer Karnevalsvereine, 
Michael Danz, kritisierte insbesondere 
die Darstellung einer Plage. Der Thürin- 
gischen Landeszeitung sagte Danz, der 
Verband werde in Ruhe mit der Zuggrup- 
pe sprechen und sich darstellen lassen, 
„wie sie das gemeint hat“. Der Wasunger 
Wagenbauer wies laut bild.de den Vor- 
wurf der Fremdenfeindlichkeit zurück. 
Das Motiv habe für ihn einen geschichtli- 
chen Hintergrund und solle an das 100. 
Jubiläum der ersten Fahrt des sogenann- 
ten Balkanzugs erinnern. Eine Erklärung, 
was an der Darstellung karnevalistisch 
sei, gab er nicht. Auch im Ortsteil Geising 
in der sächsischen Gemeinde Altenberg 
sollen beim Straßenkarneval am Sonntag 
fremdenfeindliche Darstellungen zu se- 
hen gewesen sein. Unter anderem wurde 


laut der Initiative „Straßengezwitscher“, 
die regelmäßig kritisch über rechte Um- 
triebe in Sachsen berichtet, ein Tipi-Zelt 
zur Schau gestellt, das die Aufschrift trug: 
„Die Indianer konnten nichts gegen die 
Einwanderung tun. Heute leben sie in Re- 
servaten“. Auf einem weiteren Wagen 
war „Lieber Rothaut statt Braunhaut“ zu 
lesen. Ein Mann in Lumpen trug zudem 
ein Schild, auf dem „Bettelarm im eige- 
nen Land, ach wäre ich doch nur e‘ Mi- 
grant“ geschrieben war. 

Die Initiative „Straßengezwitscher“ 
veröffentlichte entsprechende Fotos über 
den Kurznachrichtendienst Twitter. Auf 
epd-Anfrage teilten die Aktivisten mit, 
die Bilder über die Facebook-Seite der 
selbst ernannten „Bürgerwehr Altenberg 
und Ortsteile“ bekommen zu haben. Der 
Bürgermeister von Altenberg, der der 
„Bürgerwehr“ zufolge auch vor Ort war, 
war am Montag für eine Stellungnahme 
zunächst nicht zu erreichen. 

Bei der zuständigen Polizeidirektion 
Dresden und auch bei der Dresdner 
Staatsanwaltschaft waren am Montagmit- 
tag noch keine Anzeigen wegen des Fa- 
schingsumzuges in Altenberg eingegan- 
gen. Die Staatsanwaltschaft habe auch 
bislang von sich aus noch keine Prüfung 
eingeleitet, sagte ein Sprecher auf epd- 
Anfrage. Quelle: http://www.migazin.de 

8.2.2016 I 


SPD verrät bei Flüchtlings- 
politik Schutz der Familie 


BERLIN. „Das Recht auf Familiennach- 
zug, vor allem bei unbegleiteten Minder- 
jährigen, lässt sich nicht so einfach relati- 
vieren, wie SPD-Chef Gabriel uns hier 
vormachen will: Ein neunjähriger Flücht- 
ling aus Afghanistan braucht seine Eltern 
genauso, wie ein vierzehn- oder ein sieb- 
zehnjähriger, wenn er alleine und oft 
traumatisiert in einem fremden Land an- 
kommt. Wenn es um das Kindeswohl 
geht, darf es keinerlei Abstriche geben“, 
kommentiert Ulla Jelpke, innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die 
aktuellen Vorschläge von SPD-Chef Sig- 
mar Gabriel zu Einzelfalllösungen und 
Kompromissen beim Familiennachzug 
bei unbegleiteten Minderjährigen mit 
subsidiärem Schutzstatus. Jelpke weiter: 

„Das Recht auf Familiennachzug sollte 
ohnehin für alle Flüchtlinge gelten, auch 
für die mit eingeschränktem Schutzstatus. 
Jeder Schutzsuchende hat ein Recht auf 
das Zusammenleben mit seiner Familie. 
Allerdings streiten sich die Koalitionspar- 
teien hier um eine Regelung, die nur ver- 
hältnismäßig wenige Flüchtlinge betref- 
fen wird. Andere Verschärfungen des 
Asylpakets II treffen hingegen eine noch 
unbestimmte Vielzahl von Schutzsuchen- 
den — aber das findet in der öffentlichen 
Debatte kaum Platz. 

Die SPD hat den Unionsparteien in der 
Flüchtlingspolitik offenbar nichts mehr 


entgegenzusetzen. Von Einschränkungen 
im Familiennachzug über weitere Leis- 
tungskürzungen bis hin zu massiven Ver- 
schärfungen im Bereich der Abschiebung 
kranker und traumatisierter Flüchtlinge — 
die SPD segnet als willfähriger Büttel der 
Unionsparteien jede noch so menschen- 
feindliche Regelung mit ab. Auch der 
groß angekündigte Schutz von Frauen 
und Kindern in Flüchtlingsunterkünften 

ist letztlich auf der Strecke geblieben.“ 
Ouelle: http://www.ulla-jelpke.de 
9.2.2016 M 


Forcierte Abschiebungen 
nach Afghanistan 


BERLIN. Nach seiner Afghanistan-Reise 
Anfang Februar will der Bundesinnenmi- 
nister „noch in diesem Monat“ Abschie- 
beflüge nach Afghanistan forcieren. In 
einem Schreiben an die Innenministerien 
der Länder vom 5. Februar fordert de 
Maiziere die Länder dazu auf, „unver- 
züglich“ mit Abschiebeflügen zu begin- 
nen. PRO ASYL kritisiert de Maizieres 
Pläne scharf. „Monatelang hat der Innen- 
minister afghanische Schutzsuchende in 
Deutschland verbal verunsichert. Jetzt 
will er ein Exempel an ihnen statuieren, 
koste es, was es wolle“, sagt Bernd Me- 
sovic, stellvertretender Geschäftsführer 
von PRO ASYL. 

Wo die Schutzsuchenden unterkommen 
sollen, sagt der Innenminister nicht. Er 
benennt weder sichere Gebiete, noch 
kann er für die Sicherheit der Abgescho- 
benen garantieren. Von den 34 afghani- 
schen Provinzen hatte der afghanische 
Flüchtlingsminister 31 als unsicher be- 
zeichnet. Selbst Großstädte in Afghanis- 
tan sind schon lange nicht mehr sicher. 
Zeitgleich mit de Maizieres Besuch in 
Kabul wurde die Hauptstadt Ziel eines 
Anschlags mit mindestens 20 Toten und 
29 Verletzten. Vor wenigen Monaten be- 
setzten die Taliban die große Provinz- 
stadt Kunduz und demonstrierten, dass 
sie über Anschläge hinaus jederzeit zur 
militärischen Eroberung von Regionen 
und Städten fähig sind. 

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist 
katastrophal und wird sich auf Dauer 
nicht ändern, das haben die Entwicklun- 
gen der vergangenen Monate gezeigt. Der 
Alltag von Zivilisten in Afghanistan ist 
von Terror und Gewalt geprägt: Allein in 
Kabul gab es seit Jahresbeginn sieben Ta- 
liban-Anschläge mit vielen Toten und 
Verletzten — eine traurige Fortsetzung der 
Gewalteskalation im Jahr 2015. Zivilisten 
können jederzeit Opfer von Entführun- 
gen, Anschlägen und Paralleljustiz wer- 
den. Mehr als eine Million Menschen 
sind innerhalb Afghanistans auf der 
Flucht, Hunderttausende von ihnen erst 
seit 2015. 

Nicht von ungefähr betrug die Schutz- 
quote für afghanische Asylsuchende im 
deutschen Asylverfahren im Jahr 2015 


rund 80 Prozent. Dass die Bundesregie- 
rung vor diesem Hintergrund Abschie- 
bungen nach Afghanistan noch im Febru- 
ar forcieren will, hat nichts mit der realen 
Sicherheitslage zu tun. Es ist Abschre- 
ckungspolitik gegen diejenigen, die aktu- 
ell Schutz in Deutschland suchen. Der 
Einsatz in diesem Spiel der Bundesregie- 
rung sind Gesundheit und Leben der Ab- 
geschobenen. 
Quelle: Presseerklärung von PRO ASYL 
11.2.2016 WM 


Balkanlager Manching und 
Bamberg schließen! 


Bayerischer Flüchtlingsrat startet Peti- 
tion zur sofortigen Schließung der 
Sonderlager für Balkan-Flüchtlinge / 
Bereits 1000 UnterzeichnerInnen am 
ersten Wochenende 

Seit September 2015 sind die beiden 
bayerischen Sonderlager für Balkan- 
Flüchtlinge in Manching und Bamberg in 
Betrieb. Die hektisch formulierte gesetz- 
liche Grundlage im Asylgesetz definiert 
sie lediglich als Erstaufnahmeeinrichtun- 
gen für Flüchtlinge aus sogenannten „si- 
cheren Herkunftsländern“. Sie sollen 
dazu dienen, neu ankommende Flüchtlin- 
ge aus den Balkan-Staaten aufzunehmen, 
ihre Asylanträge im Schnellverfahren zu 
bearbeiten und sie im Anschluss von dort 
aus direkt abzuschieben. Doch dieser 
Zweck ist hinfällig, da kaum noch 
Flüchtlinge vom Balkan Asyl in Deutsch- 
land beantragen. 

Die Balkanlager werden deshalb dazu 
benutzt, alle verbliebenen Flüchtlinge aus 
Südosteuropa, die sich seit Monaten und 
zum Teil Jahren in Bayern aufhalten, in 
diesen Sonderlagern „zu konzentrieren“ 
(so ein Einweisungsbescheid) und den 
Druck zur Ausreise massiv zu erhöhen, 
bzw. schneller abschieben zu können. 
Rücksichtslos werden Insassen auf engs- 
tem Raum kaserniert und mit Sachleis- 
tungen auf niedrigstem Niveau abge- 
speist. Der Zugang zu Beratung wird 
massiv behindert. Die Isolation in den La- 
gern verhindert den Kontakt zu Ehren- 
amtlichen, rechtlichem Beistand und un- 
abhängiger Information. Mindestens eine 
Abschiebung erfolgte rechtswidrig, da 
Rechtsmittel eingelegt waren, über die 
das zuständige Gericht noch nicht ent- 
schieden hatte. BewohnerInnen berichten 
von Anhörungen, dem wichtigsten Ter- 
min im Asylverfahren, bei denen ihnen 
weder richtig zugehört wird, noch richtig 
übersetzt wird. Selbst schwerstbehinder- 
te, kranke und behandlungsbedürftige 
Menschen werden per Bescheid zum Um- 
zug in die Lager verpflichtet und zusam- 
men mit ihren Kinder aus ihrem sozialen 
Umfeld gerissen. Die allgemeine Schul- 
pflicht wird in Lagerschulen mit riesigen 
Klassen ausgehebelt, das Kindeswohl 
scheint keine Beachtung zu finden. 

Die Balkanlager Manching und Bam- 
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berg sollen jetzt auch Flüchtlinge aus Ma- 
rokko, Algerien und Tunesien aufnehmen 
und nach Beschluss des Asylpakets II in 
die von der CSU durchgesetzten Transit- 
zentren umgewandelt werden. Bis zu 
6.000 Menschen aus sicheren Herkunfts- 
ländern aber auch Flüchtlinge, die einen 
weiteren Asylantrag stellen oder bei ihrer 
Abschiebung nicht mitwirken, sollen dort 
zur Ausreise genötigt werden. 

Der Bayerische Flüchtlingsrat hat nun 
eine Petition gestartet, mit dem Ziel, die 
Balkanlager sofort zu schließen. Bereits 
am ersten Wochenende haben 1000 Per- 
sonen die Petition an Ministerpräsident 
Horst Seehofer unterzeichnet. 

„Die Balkanlager werden mehr und 
mehr zu Laboratorien der erzwungenen 
Ausreise“, kritisiert Stephan Dünnwald 
vom Bayerischen Flüchtlingsrat. „Sie 
sind Abschiebelager, in denen Flüchtlinge 
systematisch an der Wahrnehmung ihrer 
Rechte und Interessen gehindert werden. 
Die Petition soll unserer Forderung nach 
sofortiger Schließung dieser Lager Nach- 
druck verleihen.“ 

Die Petition zur Schließung der Son- 
derlager für Balkanflüchtlinge finden Sie 
unter: 

https://www.openpetition.de/petiti- 
on/online/balkanlager-bamberg-und- 
manching-schliessen-keine-abschie 
bung-um-jeden-preis 

Ouelle: http://www, fluechtlingsrat- 
bayern.de 2.2.2016 M 


GRÜNE JUGEND kritisiert 
versuchte Abschiebung 


GÖTTINGEN. Die GRÜNE JUGEND 
Göttingen kritisiert die versuchte Ab- 
schiebung von zwei Roma-Familien auf 
das Schärfste. Sie fordert Oberbürger- 
meister Rolf-Georg Köhler auf, die Ab- 
schiebung nicht weiter zu forcieren. Die 
GJ ruft die Göttinger Polizeibeamt*innen 
dazu auf, ihre Remonstrationspflicht zu 
erfüllen und sich aus Gewissensgründen 
nicht mehr an solchen Kommandoaktio- 
nen zu beteiligen. 

Ein Mitglied der GJ äußert sich wie 
folgt: „Dass die Familien jetzt mutmaß- 
lich untergetaucht sind, ist ein Akt der 
Verzweiflung. Es ist ein Skandal, dass der 
Staat sie in diese Situation, die eine Kata- 
strophe für die Betroffenen bedeutet, hi- 
neingezwungen hat. Sie leben in ständi- 
ger Angst, entdeckt zu werden, was ins- 
besondere für die Kinder zermürbend und 
traumatisierend ist. Die GJ ruft dazu auf, 
Zivilcourage zu zeigen, den Unterge- 
tauchten zu helfen und auch andere von 
Abschiebung Bedrohte zu verstecken und 
so dem Zugriff des Staates zu entziehen. 
Wir appellieren dabei sowohl an Kirchen 
als auch an Privatpersonen.“ 

Das GJ-Mitglied weiter: „Dieser Poli- 
zeiaufmarsch ist dazu geeignet, Angst 
und Schrecken unter allen Bewohner*in- 
nen des Rosenwinkels zu verbreiten. Mit 
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60 Beamt*innen anzurücken, um 13 Kin- 
der in den Kosovo zu verschleppen, ist er- 
schreckend. Es ist egal ob die Polizei 
dazu gesetzlich verpflichtet ist, ihre mora- 
lische Verantwortung für die gewalttätige 
Ausführung dieser Verschleppungsaktion 
können sie nicht mit abschieben. Wir for- 
dern jede einzelne Beamtin und jeden 
einzelnen Beamten dazu auf, die Teilnah- 
me an solchen menschenverachtenden 
Einsätzen zu verweigern.“ 

Die Würde des Menschen ist unantast- 
bar. Alles andere regelt das Ausländerge- 
setz. Quelle: goettingen@gj-nds.de 

10.2.2016 M 


Freier Eintritt für Flüchtlinge 
löst Shitstorm aus 


Das Freilichtmuseum Hessenpark (histo- 
rische Gebäude, alte Haustierrassen, tra- 
ditionelle Handwerks- und Hauswirt- 
schaftstechniken sowie Festtagsbräuche ) 
in Neu-Anspach im Taunus muss sich 
seit Sonntagabend einer Flut von Hass- 
kommentaren und schlechten Bewertun- 
gen im Internet erwehren. Grund sei, 
dass Flüchtlingsgruppen und ihre Betreu- 
er freien Eintritt hätten, teilte das Muse- 
um am Dienstag mit. „Wir stehen zum 
Beschluss unseres Aufsichtsrats vom ver- 
gangenen September und sind der festen 
Überzeugung, dass durch diese Regelung 
niemand Schaden nimmt oder benachtei- 
ligt wird.“ 

Monatelang habe es nur vereinzelt Kri- 
tik an der Regelung gegeben, seit Sonn- 
tagabend kursierten jedoch Fotos der 
Preisliste auf verschiedenen Facebook- 
Seiten im Internet, teilte das Museum 
weiter mit. Die Folge seien offene Pro- 
test- und Boykott-Aufrufe. Zahlreiche 
Beschwerden, beleidigende Äußerungen 
und massive Angriffe erreichten das Mu- 
seum seitdem über Facebook, Telefon 
und E-Mail. Der Ton dieser Nachrichten 
sei zum Teil erschreckend. Es werde ge- 
hetzt, gedroht, abgewertet und dem Mu- 
seum die Diskriminierung deutscher 
Staatsbürger vorgeworfen. 

Die meisten Kommentatoren auf Face- 
book ereifern sich darüber, dass Flücht- 
linge als einzige Gruppe gratis in das 
Freilichtmuseum dürfen, während Sozial- 
hilfebezieher 2,50 Euro oder Menschen 
mit Behinderung vier Euro bezahlen müs- 
sen. „Es gibt Rentner, die müssen Fla- 
schen sammeln, damit sie über die Run- 
den kommen. Die Wirtschaftsflüchtlinge, 
die ein Taschengeld bekommen, dürfen 
kostenlos rein? Schämen solltet ihr euch“, 
schreibt zum Beispiel ein Nutzer des so- 
zialen Netzwerks. „Wir haben schon 
15.000 Leute zusammen, die diesen Mos- 
lem-Islam-Park boykottieren werden“, 
kommentiert eine weitere Nutzerin. 

Doch im Internet formiere sich jetzt 
Gegenwehr, berichtete das Museum. Die 
Stellungnahme auf der Hessenpark-Face- 


book-Seite habe inzwischen mehr als 
3.500 Likes, in zahlreichen Kommenta- 
ren unterstützten Menschen die Haltung 
des Parks. „Unfassbar dieser Shitstorm‘“, 
schreibt beispielhaft eine Facebook-Nut- 
zerin. „Da rottet sich ein Haufen miss- 
günstiger aufrechtdeutscher Bürger zu- 
sammen, die denen, die gar nichts haben, 
nicht mal freien Eintritt in ein Heimat- 
kundemuseum gönnen. Ich schäme mich 
für all die Hasskommentatoren.“ 
Ouelle: http://www.migazin.de 
10.2.2016 WM 


FR Niedersachsen: Ableh- 
nung des „Asylpaket II” 


Der Flüchtlingsrat Niedersachsen appel- 
liert an die Landesregierung, sich nicht 
für eine im Ergebnis ineffektive Symbol- 
politik der Bundesregierung instrumenta- 
lisieren zu lassen, und den Gesetzentwür- 
fen Asylpaket II und Sichere Herkunfts- 
länder im Maghreb in Bundestag und 
Bundesrat die Zustimmung zu verwei- 
gern. Der Flüchtlingsrat kritisiert die Ge- 
setzesinitiativen als derzeit letzte in einer 
Reihe von rechtpolitischen Versuchen, 
auf dem Rücken von Schutzsuchenden 
die flüchtlingspolitische Deutungshoheit 
von Bund und Ländern gegenüber rech- 
ten und rassistischen gesellschaftlichen 
Kreisen und politischen Interessengrup- 
pen verteidigen zu wollen. Mit Symbol- 
politik allerdings könnten die demokrati- 
schen Parteien den Wettlauf um die Gunst 
der rassistischen und menschenverachten- 
den Teile unter den Wählerinnen und 
Wählern nur verlieren. „Umso wichtiger 
erscheint es uns, dass die einer demokra- 
tischen Vielfalt und den Menschen- und 
Grundrechten verpflichteten Mandatsträ- 
gerInnen in den Parlamenten ebenso wie 
EntscheidungsträgerInnen in Regierungs- 
stellen auf dem Teppich des politisch Ver- 
antwortbaren bleiben“, glaubt Kai Weber, 
Geschäftsführer beim Flüchtlingsrat Nie- 
dersachsen. Stattdessen sollten die Politik 
und handelnde Regierungsstellen populis- 
tischen Trends eher ihre entschiedene hu- 
manitäre Überzeugung und rechtspoliti- 
sche sowie verwaltungsamtliche Seriosi- 
tät entgegenstellen. 

Der Flüchtlingsrat steht mit seiner Kri- 
tik nicht allein, sondern kann sich auf 
gleichgeartete Stellungsnahmen renom- 
mierter Juristenverbände, Menschen- 
rechtsspezialisten und Flüchtlingsorgani- 
sationen berufen. Der Flüchtlingsrat be- 
klagt: 

B Mit den im Gesetentwurf vorgesehe- 
nen, auf wenige Tage beschleunigte Asyl- 
verfahren wird der Verfassungsauftrag ei- 
ner sorfältigen Einzelfallprüfung ad ab- 
surdum geführt. 

BD Wenn Schutzsuchende in besonderen 
Aufnahmezentren interniert werden, sind 
sie isoliert und haben kaum Zugang zu ei- 
ner unabhängigen Asylberatung und zu 
AnwältlInnen. 


BD Komplett inhuman ist der Plan, Ab- 
schiebungen künftig rigoros und trotz 
Krankheit der Betroffenen unter Aus- 
schaltung ihrer Ärzte und regelmäßiger 
Einschaltung von amtlichen Abschie- 
bungsärzten zu vollstrecken. 

DB Dass anerkannten erwachsenen und 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin- 
gen — bis auf einzelne Ausnahmen - re- 
gelmäßig das Recht auf Familienzusam- 
menführung verwehrt werden solle, ist 


ein eklatanter Verstoß gegen internationa- 
les und europäisches Recht. 

B Schließlich ignoriert der Gesetzent- 
wurf, mit dem die Länder Marokko, Al- 
gerien und Tunesien zu „sicheren Her- 
kunftsländern“ erklärt werden sollen, 
sträflich, dass dort schwerwiegende Men- 
schenrechtsverletzungen zu konstatieren 
sind. Die Schutzquote für Flüchtlinge 
z.B. aus Marokko liegt bei rund 8 %. 

Ouelle: Pressemitteilung Flüchtlings- 
rat Niedersachsen 12.2.2016 I 


PRO ASYL zum NATO- 
Einsatz gegen Flüchtlinge 


Die Menschenrechtsorganisation PRO 
ASYL warnt anlässlich des geplanten 
Einsatzes der NATO in der Ägäis vor ei- 
nem Bruch der Menschenrechte von 
Flüchtlingen. Auf Ablehnung stoßen der 
diskutierte Militäreinsatz in der Ägäis 
und die Einstufung der Türkei als soge- 
nannter sicherer Drittstaat. Die vorgese- 
hene Ausspähung der Ägäis durch die 
NATO und die Weitergabe von Daten in 
die Türkei ist perfide. „Dies ist Beihilfe 
zur Aushebelung des Asylrechts. Die EU 
will, dass die Fluchtwege durch die Tür- 
kei geblockt werden. Dies ist die Aushe- 
belung des Flüchtlingsrechts auf kaltem 
Weg“, so Günter Burkhardt, Geschäfts- 
führer von PRO ASYL. Um dem den An- 
schein der Legalität zu verleihen, soll die 
Türkei als „sicherer Drittstaat“ eingestuft 
werden. 

Dies wird zu Menschenrechtsverletzun- 
gen führen. Ziel sind illegale Zurückwei- 
sungen und Push Backs in die Türkei. Die 
Türkei ist kein sicherer Drittstaat. Schutz- 
suchenden, die in die Türkei zurückge- 
wiesen werden, drohen dort Menschen- 
rechtsverletzungen bis hin zur willkürli- 
chen Inhaftierung und Abschiebung in die 
Krisenregionen ‚z.B. Syrien und Irak. Die 
Türkei hat die Genfer Flüchtlingskonven- 
tion (GFK) zwar ratifiziert, behält aber bis 


SYLPAKET II 
STOPPEN ® 


heute den sogenannten geographischen 
Vorbehalt bei: Nur Schutzsuchende aus 
Europa können von der Türkei selbst als 
Flüchtlinge anerkannt werden. Alle ande- 
ren haben in der Türkei keine Aussicht auf 
einen Flüchtlingsstatus, keine soziale Un- 
terstützung, kaum Zugang zum Arbeits- 
markt oder zum Gesundheitssystem. 

Die Türkei kann kein „sicherer Dritt- 
staat“ sein, denn diese Einstufung kann 
nur bei Staaten vorgenommen werden, in 
denen die Genfer Flücht- 
lingskonvention uneinge- 
schränkt gilt. Entscheidend 
ist die Ratifikation der GFK 
und die Beachtung des Re- 
foulement-Schutzes (Art. 38 
Abs. 1 Buchst. c) RL 
2013/32/EU). Ferner muss 
die Möglichkeit gewährleis- 
tet sein, die Anerkennung als 
Flüchtling nach der GFK zu 
erlangen (Art. 38 Abs. 1 Buchst. e) RL 
2013/32/EU). Da der geographische Vor- 
behalt besteht, erfüllt die Türkei diese Be- 
dingung nicht. 

Das Konzept der EU ist realitätsfern. 
Eine Staatengemeinschaft mit 550 Millio- 
nen Einwohnerinnen und Einwohnern 
will einem anderen Staat, der bereits 2,5 
Mio. syrische Flüchtlinge aufgenommen 
hat, die alleinige Verantwortung für den 
Flüchtlingsschutz aufbürden. Die EU ap- 
pelliert an die Türkei, die Grenze zu Sy- 
rien für Flüchtlinge zu öffnen, während 
sie selbst die Grenzschließung vorberei- 
tet. PRO ASYL wirft der EU vor, den kol- 
lektiven Ausstieg aus dem Flüchtlings- 
schutz vorzubereiten. Weil die EU keine 
solidarische Lösung untereinander findet, 
soll nun die Türkei zum Flüchtlingslager 
Europas werden. Deshalb soll sie als „si- 
cherer Drittstaat“ eingestuft werden. 

Quelle: Presseerklärung PRO ASYL 
11.2.2016 I 


FR Sachsen-Anhalt lehnt 
Asylschnellverfahren ab 


Mit dem ab März geplanten „Ankunfts- 
zentrum“ in Halberstadt soll binnen zwei 
bis vier Tagen über das Schicksal der 
Asylsuchenden entschieden werden. Ab- 
gelehnte Geflüchtete sollen direkt aus der 
Zentralen Anlaufstelle (ZASt) abgescho- 
ben werden. „In der Kürze der Zeit haben 
die Asylsuchenden keine Chance, Zu- 
gang zu Informationen, Beratung und 
Rechtshilfe zu bekommen.“, gibt Stefa- 
nie Mürbe, Sprecherin des Flüchtlingsra- 
tes Sachsen-Anhalt zu Bedenken. 

Dies betrifft vor allem Menschen aus 
sogenannten „sicheren Herkunftsstaaten“, 
denen auf Grundlage der Nationalität 
pauschal unterstellt wird, keine Schutz- 
gründe zu haben. „Damit geht eine kaum 
zu bewältigende Beweislast für die 
Schutzsuchenden einher. Durch die 
Schnellverfahren wird das Grundprinzip 
des Asylverfahrens — die individuelle, 


sorgfältige Prüfung von Anträgen — vol- 
lends ausgehebelt. Indem abgelehnte 
Asylsuchende unmittelbar aus der ZASt 
abgeschoben werden, wird auch die Kor- 
rektur von Fehlentscheidungen durch die 
Arbeit von Rechtsanwält*innen und Ge- 
richten kaum möglich sein.“, so Mürbe. 
Vor diesem Hintergrund fordert der 
Flüchtlingsrat kostenlose Rechtsberatung 
sowie ausreichende Sprachmittlung. 

„Besonders erschreckend ist, wie 
leichtfertig die Bundesregierung die Liste 
der sogenannten ‚sicheren Herkunftsstaa- 
ten‘ ausweitet, indem jetzt Tunesien, Al- 
gerien und Marokko dazu kommen sol- 
len.“, so Mürbe. Das von der Bundesre- 
gierung beschlossene Asylpaket II reiht 
sich ein in eine massive Verschärfung des 
Asylrechts. 

Eine Lösung für schnellere Asylverfah- 
ren, ohne dabei die Menschenrechte zu 
beschneiden, bestünde darin, schriftliche 
Verfahren nicht nur wieder zuzulassen, 
sondern neben Syrien, Irak und Eritrea 
auch auf andere Nationalitäten auszuwei- 
ten. Darüber hinaus sollte auf die Rück- 
kehr zu Dublin-Verfahren, die einen enor- 
men bürokratischen Aufwand und zahllo- 
se Gerichtsverfahren zur Folge haben 
werden, verzichtet werden. 

„Die Politik ist gefordert, endlich den 
Überbietungswahn in der Verschärfung 
der Flüchtlingsrechte zu beenden und 
sich ihrer internationalen Verantwortung 
mit konstruktiven und vor allem men- 
schenwürdigen Lösungen zu stellen.“, ap- 
pelliert Stefanie Mürbe. 

Ouelle: Pressemitteilung FR Sachsen- 
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Datenschutzbeauftragte 
bestätigt Kritik des 


Flüchtlingsrats 

Die niedersächsische Datenschutzbeauf- 
tragte Barbara Thiel hat die Stadt Geest- 
land (Landkreis Cuxhaven) „gebeten, ihr 
Engagement für die Komcard und die 
Refugee-Identification-Card einzustel- 
len“. In ihrer Antwort auf eine Beschwer- 
de des Flüchtlingsrat Niedersachsen 
weist die Datenschutzbeauftragte mit 
Schreiben vom 27.1.2016 darauf hin, 
„dass das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung auch für den Perso- 
nenkreis der Flüchtlinge gilt und dieses 
Grundrecht auch in der aktuellen Situati- 
on unbedingt zu wahren ist“. Bei den im 
Rahmen der Komcard abgefragten Daten 
handele es sich überwiegend um beson- 
ders sensible Daten, die nach den Vor- 
schriften des Bundesdatenschutzgesetzes 
„einem besonderen Schutzniveau‘ unter- 
fielen. Mangels einer Rechtsgrundlage 
zur Datenverarbeitung sei eine freiwilli- 
ge Einwilligung der Betroffenen erfor- 
derlich, die aber nicht vorliege. Die Kar- 
te erwecke den Anschein einer amtlichen 
Verwendung. Als Alternative verweist die 
Datenschutzbeauftragte auf die Gesund- 
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heitskarte für Flüchtlinge:,Hinsichtlich 
der medizinischen Versorgung und Ab- 
rechnung der ärztlichen Leistungen der 
Flüchtlinge kann im Rahmen des $ 264 
Sozialgesetzbuch — Fünftes Buch (SGB 
V) auf die elektronische Gesundheitskar- 
te der gesetzlichen Krankenversicherung 
zurückgegriffen werden, welche den ho- 
hen gesetzlichen Anforderungen gerecht 
wird.“ 

Dr. Christos Pantazis, gesundheitspoli- 
tischer Sprecher der SPD im Landtag, 
zeigte sich auf Anfrage „zuversichtlich, 
dass die Gesundheitskarte zum 1. April 
2016 in Niedersachsen eingeführt werden 
kann“. 

Ouelle: Pressemitteilung Flüchtlings- 
rat Niedersachsen e.V. 2.2.2016 


Skandalöse Durchsuchung 
des Unabhängigen Jugend- 
zentrum Kornstraße 
HANNOVER. Am 11.2.20016 ab 10:00 


durchsuchten rund 50 Polizist*innen in- 
klusive SEK und Hundestaffel das Unab- 


hängige Jugendzentrum Kornstraße in 
Hannover. Anlass war ein Beschluss des 
Amtsgerichtes Lüneburg, das dem An- 
trag der Staatsanwaltschaft folgte, die in 
einem angeblichen Verstoß gegen das 
Vereinsgesetz ermittelt. Es wurden 41 
Plakate, 82 Flyer und vier Computer be- 
schlagnahmt. 

Das UJZ Kornstraße ist ein Jugendzen- 
trum, welches außerdem einen Kinder- 
und Babyladen beherbergt (welcher auch 
heute geöffnet war). Der Einsatz der Poli- 
zei, die mit mehreren Hundertschaften die 
Straße absperrte, wirkt vor diesem Hin- 
tergrund besonders unverhältnismäßig. 
Es wurde das Bild eines „Terrorladens“ 
gezeichnet. 

Angeblich solle der Verein zur Förde- 
rung politischer Jugendkulturen UJZ 
Kornstraße e.V. die PKK unterstützen, in- 
dem Räumlichkeiten zur Verfügung ge- 
stellt worden seien. Diese Vorwürfe und 
das Vorgehen der Polizei sind eine boden- 
lose Dreistigkeit. Das UJZ Kornstraße hat 
gerne und niemals heimlich der kurdi- 
schen Jugend, dem Verband kurdischer 


Studierender und dem kurdischen Volks- 
haus Raum zum Treffen gegeben. 

Auf den beschlagnahmten Plakaten war 
unter Anderem „Weg mit dem Verbot der 
PKK“ zu lesen. 

Allein diese Forderung scheint auszu- 
reichen, um das UJZ Kornstraße zu kri- 
minalisieren und versucht die aus den 
Neunzigerjahren bekannte Gleichung 
„Kurde=PKK=Terrorist‘“ wieder salonfä- 
hig zu machen und dieses Mal auf das 
UJZ Kornstraße zu erweitern. Die Ausei- 
nandersetzung mit dem PKK-Verbot ist 
für die Nutzer*innen kein neues Thema, 
spätestens jetzt aber wieder ganz oben auf 
der Tagesordnung. 

Bereits ein Jahr zuvor wurde versucht, 
das UJZ Kornstraße zu kriminalisieren. 
Auf Grund eines Wandgemäldes, welches 
den 1994 in Hannover von deutschen 
Polizisten ums Leben gebrachten Kurden 
Halim Dener zeigt. Das Verfahren um das 
Wandbild musste noch vor Prozessbeginn 
eingestellt werden, da die Vorwürfe juris- 
tisch nicht haltbar waren. 

PM UJZ Kornstraße I 


rezensionen, ankündigungen 


„Einsamer Wolf“ 
oder „Einzeltäter”? 
- Eine unvollständi- 
ge Übersicht aktuel- 
ler Studien 


von Eike Sanders und Ulli Jentsch 
(NSU-Watch / apabiz) 

zuerst erschienen im monitor Nr. 
72, dezember 2015, $. 6 


Seit dem Bekanntwerden des 
Nationalsozialistischen Un- 
tergrund (NSU) wird in Wis- 
senschaft, Politik und Medien 
zunehmend diskutiert, an 
welchen Konzepten sich der 
moderne Neonazi-Terroris- 
mus orientiert. Die Bildung 
von Zellen und der sogenann- 
te „führerlose Widerstand“ 
(leaderless resistance) waren 
daher im monitor bereits öf- 
ter ein Thema.[1] Auch die 
Rolle des sogenannten Lone 
Wolf-Terrorismus wird wie- 
der verstärkt diskutiert, weil 
dieser Form des Terrors eine 
immer größere Rolle auf Sei- 
ten der extremen Rechten zu- 
kommt. Der jüngste Mordan- 
schlag auf die CDU-Politike- 
rin Henriette Reker [2] und 
die Taten des Anders Breivik 
sind dafür Belege. 

Insgesamt ist der Diskurs 
im englischsprachigen Raum 
dem deutschen um viele Jahre 
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voraus. Die Frage, woher sich 
ein Terrorismus speist, der 
sich im eigenen Land entwi- 
ckelt hat, also als ‚domestic‘ 
oder ‚homegrown‘ bezeichnet 
wird, wurde in den USA seit 
dem verheerenden Attentat 
von Oklahoma City 1995 dis- 
kutiert und erforscht. Die isla- 
mistischen Anschläge vom 

11. September 2001 haben 
die Gefahr dieses extrem 
rechten, ‚homegrown“ 
Terrors in den Hintergrund 
gedrängt und zeitweilig been- 
det. 

Mehrere Studien warnen 
erneut vor der wachsenden 
Gefahr der Gewalt durch die 
extreme Rechte. Statistiken 
bestätigen diese Warnung und 
zeigen, dass es im Schnitt 
rund zehn Todesopfer pro 
Jahr [3] durch Lone Wolves 
gegeben hat. Gemeinsam ist 
den Studien die Definition: es 
handelt sich bei Lone Wolf- 
Terrorismus um politische 
Gewalt, die durch einen ein- 
zelnen Täter ausgeübt wird, 
der individuell vorgeht, eine 
politische Überzeugung hat, 
nicht einer organisierten Ter- 
rorgruppe angehört und ohne 
einen direkten Befehl oder 
direkter Führung von außen 
operiert und auch seine Ziele 
und Taktik sowie Propaganda 


eigenmächtig bestimmt[4]. 
Ein schwieriger Punkt der 
Diskussion ist die Frage der 
Abgrenzung, die zwischen 
einem ideologischen Einzel- 
täter und einer ihn inspirie- 
renden Gruppe oder Ideologie 
besteht. Die empfehlenswerte 
Studie des Southern Poverty 
Law Centers (SPLC) behan- 
delt daher sowohl Lone Wolf- 
Terroristen als auch anderen 
Leaderless Resistance-Terro- 
rismus. Schwierig ist für uns, 
dass sogenannte Jihadisten 
auch untersucht werden, sie 
werden allerdings, anders als 
im deutschen Diskurs, nicht 
als ausländische Terroristen 
definiert, wenn sie aus dem 
US-amerikanischen Kontext 
kommen, sondern eindeutig 
als „‚domestic‘‘ Terroristen. 
Besonders interessant in 
der SPLC-Studie ist ein Inter- 
view mit Joe Navarra, einem 
ehemaligen FBI-Agent, der 
einen Blick auf die psycholo- 
gischen Muster der Lone 
Wolf Terroristen wirft — ein 
Aspekt der im deutschen Dis- 
kurs mit der Frage nach der 
Zurechnungsfähigkeit des Tä- 
ters oft in ein dichotomes 
Schema verfällt: Auf der ei- 
nen Seite stehen Versuche, 
den einzelnen Täter zu patho- 
logisieren und damit die Ta- 


ten zu entpolitisieren. Der 
„Einzeltäter‘“ wird aufgrund 
seiner selbst gewählten sozia- 
len Isolation als psychisch ge- 
stört apostrophiert und mithin 
schuldunfähig erklärt; ein 
Versuch, der bei Breivik er- 
folgreich verhindert werden 
konnte. 

Auf der anderen Seite steht 
die Suche nach dem Befehls- 
geber. Beispiele der letzten 
Jahre machen aber deutlich, 
dass sich ein Lone Wolf-Ter- 
rorist zu recht einer Bewe- 
gung zugehörig fühlen kann, 
ohne im klassischen Sinne in 
ihr organisiert zu sein. Wie 
das SPLC zurecht hinweist, 
nimmt dadurch der Einfluss 
von den radikalen, terroraffi- 
nen Milieus aber nicht ab. 
Militante Neonazis, 
fundamentalistische Glau- 
benskrieger, „Abtreibungs- 
gegner“ und andere stellen 
die notwendige Ideologie be- 
reit, die Lone Wolves und an- 
dere motiviert. Inwieweit 
aber nicht nur Ideologie, son- 
dern auch konkrete Hand- 
lungsanweisungen, Bomben- 
bauanleitungen und eben 
Konzepte des bewaffneten 
Kampfes durch Gruppen und 
Einzelpersonen die terroristi- 
sche Tat angeleitet haben, das 
zu erfassen, dazu kann die 


Analysekategorie beitragen 
ohne zu entpolitisieren. | 
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[2] Zum Täter siehe www.lotta-ma- 
gazin.de/ausgabe/online/attentat- 
auf-henriette-reker-war-eine-rechtster- 
roristische-tat. 

[3] Die Differenzen resultieren aus 
unterschiedlichen Zählmethoden, vgl. 
SPLC 2015, S.9-10. 

[4] Vgl. Mark Hamm / Ramon 
Spaaj 2015, S.3. 
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Ordnung! 


Die erste Neuauflage von 
Hitlers „Mein Kampf“ seit 
1945 hat eine Debatte darü- 
ber ausgelöst, ob die Veröf- 
fentlichung nicht rechtsextre- 
men, rassistischen und anti- 
semitischen Vorstellungen 
Vorschub leistet. Für neona- 
zistische Kreise selbst ist 
„Mein Kampf“ nicht so sehr 
wegen seiner Inhalte attraktiv 
(diese konnten auch bislang 
im Netz rezipiert werden, sie 
wurden jedoch innerhalb der 
extremen Rechten nur wenig 


Huns-Penas Cihguma Maren Langesch 4) 


»Opa war in Ordnung!« 
Erinnerungspolitik der 
extremen Rechten 


diskutiert). Ihnen geht es vor 
allem um die Symbolkraft 
des Bezugs zum Nationalso- 
zialismus. 

Der Rückgriff auf die Ge- 
schichte hat bei den extremen 
Rechten einen hohen Stellen- 
wert. Einige ihrer zentralen 
Kampagnen der letzten 30 
Jahre zeigen, dass sich histo- 
rische Themen als besonders 
mobilisierungsfähig erwiesen 
und mit dazu beigetragen ha- 
ben, das in Grabenkämpfe 
verstrickte Spektrum zu 
einen. Die extreme Rechte 
schafft sich dabei ihre eige- 
nen Erinnerungen, oftmals in 
Form von fiktionalen Erzäh- 
lungen, die im Gegensatz zur 
offiziellen Geschichtsschrei- 
bung der Bundesrepublik ste- 
hen. In Veröffentlichungen, 
Liedtexten, im Rahmen von 
Demonstrationen und anderen 
Veranstaltungen werden die 
Mythen weiter getragen. Sie 
dienen der Identitätsbildung 
und Selbstvergewisserung. 
Geschichte ist für das rechts- 


extreme Milieu zudem 
| immer eine Verpflichtung 
zum „Kampf für die 
Volksgemeinschaft“ in 
der Gegenwart — 
beispielsweise in der Ab- 
wehr von Flüchtlingen. 
Mit diesen Themen be- 
fasst sich die neue Veröf- 
fentlichung der Info- und 
Bildungsstelle gegen 
Rechtsextremismus im 
NS-Dokumentationszen- 
trum der Stadt Köln. Da- 
rin finden sich Beiträge 
der Tagung „,‚Opa war in 
Ordnung!‘ Erinnerungs- 
politik der extremen 
Rechten“, zu der das NS- 
Dok im Mai 2015 anläss- 
lich des 70. Jahrestages des 
Kriegsendes in Europa einge- 
laden hatte. Die Konferenz 
war eine Kooperationsveran- 
staltung der ibs mit der Bun- 
deszentrale für politische Bil- 
dung. 


Hans-Peter Killguss/Martin Lan- 
gebach (Hrsg.): „Opa war in 
Ordnung!” Erinnerungspolitik der 
extremen Rechten 
Verlag NS-Dokumentationszen- 
trum, Beiträge und Materialien 8 
der Info- und Bildungsstelle ge- 
gen Rechtsextremismus 
Köln 2016, 244 Seiten 
ISBN 978-3-938636-24-4 
9,90 Euro 
Die reich bebilderte 
Veröffentlichung kann im 
Buchhandel oder unter 
ibs@stadt-koeln.de bestellt 
werden. Sie ist zudem in der 
Bibliothek des NS-Dokumen- 
tationszentrums einsehbar. 
Die Einleitung als pdf gibt 
es unter: 
www.museenkoeln.de/ns- 
dokumentationszent-rum/ 
pages/1002.aspx?s=1002 
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Anne Chebu - Anleitung 
zum Schwarz sein 
Buchhandlung im Schan- 
zenviertel, Schulterblatt 55 
Montag 14.3.2016, 20 Uhr 
Einlass 19.45, Eintritt 3 Euro 
„Anleitung zum Schwarz 
sein“ ist ein Leitfaden für 
afrodeutsche Jugendliche, die 
sich mit ihrer Hautfarbe aus- 
einandersetzen wollen. Wäh- 
rend Weiße als Teil der Mehr- 
heitsgesellschaft in Deutsch- 
land nicht in die Situation 
kommen sich über ihre Haut- 
farbe Gedanken zu machen, 
werden Schwarze Deutsche 
durch Vorurteile, Schwarz- 
Weiß-Klischees, Grenzüber- 
schreitungen und Alltagsras- 
sismus damit konfrontiert, 
sich mit ihrer Hautfarbe und 
Lebenssituation auseinander- 
zusetzen. Das Buch ist neben 
der praktischen Anleitung für 
junge Schwarze Deutsche, 
sich ihrer nicht-weißen Haut- 
farbe politisch bewusst zu 
werden, auch für alle 
Menschen mit/ oder ohne Mi- 
grationsge-schichte 
lesenswert, die an einem Ein- 
blick in die deutsche Schwar- 
ze Community mit deren Ge- 
schichte interessiert sind. Es 
werden Fragen ge-klärt, wie 
B Welche Begrifflichkeiten 
sind politisch korrekt und wa- 
rum? 

D Wie reagiere ich auf rassis- 
tische Witze im eigenen Um- 
feld? 

D Was ist an Haaren politisch? 
B Ist die Frage „, Woher 
kommst Du ursprünglich?“ 
rassistisch? 

Dazu werden kleine Filme 
gezeigt, in denen Schwarze 
Deutsche ihre Erfahrungen 
mit Alltagsrassismus 
schildern. Das Buch ist für 
weiße Menschen eine Mög- 
lichkeit, die eigene Sprache 
und das Alltagsverhalten auf 
den Prüfstand für latent ras- 
sistische Verhaltensweisen zu 
stellen. Trotz der ernsten Lage 
besteht die Autorin darauf, 
das bei der Veranstaltung auch 
gelacht werden darf. 

Anne Chebu arbeitet als 
Journalistin und Moderatorin 
und engagiert sich in der „Ini- 
tiative Schwarze Menschen in 
Deutschland e.V.“ 

Das Buch ist im Unrast Ver- 
lag Münster erschienen. 
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:aus der rechten presse 


„Gesetzlose Zustände” 


geschaffen 
Junge Freiheit Nr. 4/16 
vom 22. Januar 2016 
Der ehemalige stellvertretende Chefre- 
dakteur der Welt am Sonntag, Nicolaus 
Fest, behauptet, die Bundesregierung 
habe gesetzlose Zustände in der Bundes- 
republik geschaffen — „Ermächtigung 
ohne Gesetz“ titelt das Blatt und meint 
die Entscheidung, Kriegsflüchtlinge aus 
Syrien und dem Irak einreisen zu lassen 
und ihnen Asyl zu geben. Er bezeichnet 
diese Entscheidung als „Kapitulation des 
Bundestages: 

„Es war eine Kapitulation, ein Staats- 
streich unter tätiger Hilfe der Gestriche- 
nen.“ Der Bundestag habe sich selbst ent- 
machtet und er hofft auf eine rechte Mo- 
bilisierung: „Ein Bundestag, der sich 
selbst nicht ernst nimmt, ist kein Garant 
für Stabilität. So werden die Deutschen 
aufwachen, die Politik selbst in die Hand 
nehmen müssen. Oder es wird kein Auf- 
wachen geben.“ 

Rainer Wendt, Vorsitzender der Deut- 
schen Polizeigewerkschaft, gibt dem 
Blatt ein Interview. Das Blatt behauptet, 
dass „Ausländerkriminalität systematisch 
verheimlicht worden ist‘. Wendt bestätigt 
diese Behauptung, die inzwischen von 
mehreren Polizeipräsidenten und Innen- 
ministerien bestritten worden ist, eher in- 
direkt: 

„Viele meiner Kollegen beklagen im- 
mer wieder, dass sie teilweise offen und 
direkt, manchmal nur über harmlos klin- 
gende Erlasse und Verfügungen, dazu er- 
mahnt werden, immer politisch korrekt, 
also im Mainstream zu bleiben ... Im Er- 
gebnis müssen also keine direkten Wei- 
sungen erteilt werden, die Kräfte wissen 
oder ahnen zumindest, was man von ih- 
nen erwartet.“ 

Also gibt es keine nachweisbaren 
Anweisungen, aber das Vorurteil ist be- 
dient. 


Junge Freiheit klagt gegen 
die taz 

Junge Freiheit Nr. 5/16 

vom 29. Januar 2016 

Die taz hat ein Grundstück in der Berli- 
ner Friedrichstraße erworben und baut 
dort ein Medienhaus. Das ist dem Blatt 
ein Dorn im Auge: „Ein von der Jungen 
Freiheit in Auftrag gegebenes Gutachten 
... bestätigte jetzt, dass die taz durch die- 
sen Deal über eine Million Euro ... ge- 
spart hat. Hinzu kommen weitere frag- 
würdige 3,8 Millionen Euro „Staatskne- 
te“ aus einem regionalen Fördertopf ... 
Beide Fälle werden jetzt endlich aufge- 
rollt. Dank einer Strafanzeige wegen Un- 
treue bei der Berliner Staatsanwaltschaft 
und einer Beschwerde bei der EU-Kom- 
mission wegen Verdachts auf rechtswidri- 
ge staatliche Beihilfen, die die JF einge- 
reicht hat.“ 


Merkel stürzt - „an einem 
Dienstag” 


Junge Freiheit Nr. 5/16 vom 29. Januar 
2016 
Das Blatt orakelt den Abtritt der Bundes- 
kanzlerin herbei, das Ganze erinnert eher 
an Kaffeesatz-Leserei. Die Flüchtlings- 
politik der Kanzlerin habe sie isoliert, sie 
habe keine politischen Verbündeten 
mehr. „Praktisch die gesamte Ära Merkel 
ist davon geprägt, dass sich viele der vor- 
mals treuesten Wähler von der Partei ab- 
wenden. Das war für die Parteichefin und 
ihr Umfeld aus ‚Modernisierern‘ bisher 
nicht weiter problematisch; wegen der 
zeitweiligen Zugewinne tendenziell unge- 
bundener Neuwähler, wegen der Margi- 
nalisierung der SPD — und weil ein par- 
teipolitischer Rechtsruck konservativer 
Wählergruppen ausblieb. Genau der wird 
nun in Form der AfD für die Christdemo- 
kratie zum Problem.“ 
Und Paul Rosen behauptet in derselben 
Ausgabe, dass Angela Merkel auf einer 
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der nächsten Dienstag-Fraktionssitzungen 
gestürzt werde: „Der Dienstag der Ent- 
scheidung rückt näher. Am Mittwoch da- 
rauf wird ihr Stuhl bei der Kabinettssit- 
zung frei bleiben.“ 

Das war vor der Verabschiedung des 
Asylpaketes II im Bundeskabinett. Tat- 
sächlich war die CDU auch nach Fuku- 
shima und dem Beschluss über die Ener- 
giewende in einem ähnlichen Umfrage- 
tief — immerhin ist sie als stärkste Partei 
immer noch bei 35 % — und hat bei der 
Bundestagswahl 2013 dann mit 41,5 % 
gewonnen. 


Asylpaket Il: „Placebo” 


Junge Freiheit Nr. 6/16 
vom 5. Februar 2016 
Nun ist die Bundeskanzlerin noch im 
Amt, doch das Asylpaket II missfällt dem 
Blatt: Es sei eine „organisierte Bürger- 
verschaukelung“, denn es helfe nicht ge- 
gen den angeblich stattfindenden ‚,Ver- 
fall des Rechtsstaates, der massenhafte 
Rechtsbrüche durch illegale Einwande- 
rer zunehmend tatenlos und resignierend 
hinnimmt, der offen vor der Kriminalität 
von Asylbewerbern wegen des oft vergeb- 
lichen Aufwands bei der Identitätsfest- 
stellung kapituliert, während er gegen- 
über der arbeitenden und steuerzahlen- 
den Bevölkerung mitleidslos durchgreift, 
hat ein besorgniserregendes Tempo an- 
genommen.“ 

Nun gibt es inzwischen genügend 
Nachweise, dass die Kriminalität von 
Asylsuchenden nicht größer ist als unter 
der einheimischen Bevölkerung, die be- 
hauptete Kapitulation ist schlicht erfun- 
den zum Zwecke fremdenfeindlicher Het- 
ze. Hingegen: „Wenn das Bundeskrimi- 
nalamt eine Vervielfachung schwerer An- 
griff auf Asylunterkünfte feststellt ... ist 
das auch eine Kehrseite der Szenen aus 
der Silvesternacht ...“ 

Die Vervielfachung rassistischer An- 
griffe auf Asylunterkünfte hat jedoch 
längst vor Silvester stattgefunden. Über 
1000 Angriffe waren es nach Angaben 
des Bundeskriminalamts im Jahr 2015 
gegenüber 199 im Jahr 2014. Die Aufklä- 
rungsquote dieser Angriffe liegt mit etwa 
25% beschämend niedrig. Aber bei ein- 
heimischen Kriminellen sieht das Blatt 
keine massenhaften Rechtsbrüche, son- 
dern ihre Taten sind nach Auffassung des 
Blattes „ein weiteres unübersehbares 
Krisensignal.“ uld 
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